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Es iſt vollbracht!
Der Friede wird unterzeichnet. Bedingungslod. So hat

es die Entente in ihrer Antwort durch Clemenceau geſordert:
Deutſchland nimmt die Friedensbedingungen dorbehalilos an
oder die Ententeheere marſchieren und der Krieg beginnt von
neuem.

Nur vier Stunden trennten uns noch vom Ende der geſtellten
Friſt, als die Nationalverſammlung in Weimar ſich dem Gewalt-
ſpruch Clemenceans endgültig unterwarf. Die verbrecheriſche
Halbheit, Unentſchloſſenheit, das elende Ränke und Schacherſpiel,

das in den letzten Tagen das politiſche Treiben im Weimarer
Nationaltheater ſo beſonders unwürdig und abſtoßend machte,
wurde bis zur letzten Stunde fortgeſetzt. Nach der entſcheidenden
Abſtimmung der Nationalverſammlung hatte der Miniſterpräſident
bekanntlich erklärt, daß die Regierung Vollmacht zur Unterzeichnung
des Friedensvertrag nur mit dem Vorbehalt erteilen würde,
daß ſie eine Schuld des deutſchen Volkes am Kriege und die
Verpflichtung zur Auslieferung der deutſchen Kriegsurheber nicht
anerkenne. Auf dieſe Vorbehalte ließ ſich jedoch die Entente nicht
ein; ſie beſtand auf vorbehaltloſer Annahme der Friedens
bedingungen. Daß die Antwort ſo und nicht anders ausfallen
würde, hätte man ſich bei einiger politiſcher Klugheit in Weimar
wohl von ſelbſt ſagen können. Als nun die ſchroff ablehnende
Antwort Clemenceaud in Weimar eintraf war die Regierung
wieder in tödlichſter Verlegenheit und die Verwirrung wieder
vollſtändig.

Das Chaos drohte wieder. Wie der L. V. aus Weimar ge
drahtet wurde, ſtanden die Dinge ſo, daß Miniſterpräſident Bauer
in einer Sitzung des Friedensausſchuſſes mit der Regierung er
lärte, wenn die Mehrheit jetzt abbröckele, müſſe die Regierung

kzurücktreten. Wenn der Einmarſch der Alliierten erfolge, ſei
der Bolſchewiemus in Deutſchland nicht mehr aufzuhalten.

Graf Poſadowſky meinte, eine ſouveräne Regierung ſei in
Deutſchland jetzt nicht möglich, man ſolle alſo die Entente auf
fordern, die Verwaltung Deutſchlands zu übernehmen.
Dagegen wandte ſich Haaſe aufs entſchiedenſte. Die neue Regie
rung und die neue Mehrheit müßten die Verantwortung üder-
nehmen. Auch Lobe erklärte, die Regierung müſſe bleiben. Selbſt
wenn man auf dem Standpunkt Poſadowſkys ſtehe, müſſe ſie be
ſtehen bleiben, um die Verwaltung in den noch nicht beſetzten
Gebieten zu führen.

Um 2 Uhr nachmittags ſollte die Nationalverſam mlung zu
ſammentreten, und um 1. Uhr war ſich die Regierung noch nicht
klar, od ſie eine Mehrheit für bedingungsloſe Annahme zuſammen
bringen würde. Namentlich die Haltung des Zentrums war
wieder höchſt unbeſtimmt und unſicher geworden. Jn einer
Fraktioneſtynng hatte das Zentrum mit großer Mehrheit be
ſchloſſen, gegen die bedingungsloſe Unterzeichnung zu ſtimmen.

Bei dieſer Sachlage mußte die Regierung die National-
verſammlung erneut beſragen und ſich die endgültige Er
mächtigung zur bedingungsloſen Unterzeichnung holen.
Sie wäre ihr in den Minuten höchſter Bedrängnis und unter dem
Zwange unaukweichlicher Notwendigkeit ſchließlich widerſpruchelos
erteilt worden, wenn es nicht der deutſchnationale Abg. Schul te
Brouberg für ſeine „patriotiſche Pflicht gehalten hätte, durch Be
antragung von namentlicher Abſtimmung den OQuertreider zu
ſpielen. Die Regierung erhielt in der Abſtinemung ſodann die
Vollmacht, den Friedensvertrag bedingungslos zu unter
ſchreiben

Dieſe letzte Demütigung durch die brüske ablehnende Ankwort
der Entente hätte man ſich erſparen können, wenn man ſchon
früher mit mehr Würde nach den Worten des Miniſterpräſidenten
Bauers gehandelt hätte: Kein Proteſt mehr, kein Sturm
der Empörung. Unterſchreiben wir!

Und in der Tat blieb dem deutſchen Volke auch keine andere
Wahl, als den Gewaltfrieden bedingungslos zu unterſchreiben,
wollte es nicht ſehenden Auges in den offenen Abgrund ſpringen
und von ihm verſchlungen werden. Nun iſt das Werk vollbracht,
der Friede wird unterzeichnet. Es iſt ein unerhört furchtbar
grauſames Geſchick, eine unerträgliche Bürde don zermalmender
Wucht, die damit dem deutſchen Volke auferlegt wird. Sie wird
ſich ein wenig erleichtern ducch das Bewustſein, daß die Be
dingungen unerfüllbar ſein werden und daß er als ein Gewalt
frieden zugleich auch die Keime zu ſeiner Zerſepung in ſich trägt.
Aus der Anwendung brutaler Gewalt kann letzten Endes n etwas
Gutes und Dauerndes erſtehen, und wer Gewalt üdt, wird zulept
wieder mit den gleichen Waffen geſchlagen. Anch dem dentſchen
Volke wird in ſeiner tiefſten Not, in ſeinem ſchier unermeßlichen
Elend und Unglück eines Tages der rettende Befreier erſtehen.

Und das wird der gewaltvernichkende, völkerbefreiende und menſch

heitsverſöhnende Sozialismus ſein!

Clemenceaus Nein.
Welmar, 23. Juni. (W. T. B.) Der hier vorllegende Text

der Antwort Clemenceaus lautet in deutſcher Ueber
ſetzung wie folgt:

Herr Präſident! Die alliierten und affoziierten Mächte haben
die Note der deutſchen Delegation vom heutigen Dotwm begrüßt
und ſind in Anbetracht der furzen Zeit, die übrig bleibt, der
Meinung, daß es ihre Pflicht iſt, bereits eine unverzügliche Ant
wort zu geben. Von der Friſt, innerhalb der die deutſche Regie
rung ihre endgültige Entſcheidung über die Unterzeichnung des
Vertrages treffen muß, bleiben weniger als 24 Stunden. Die
alliierten und aſſoziierten Regierungen haben mit der größten
Aufmerkſamkeit alle Vorſchläge der deutſchen Regierung hinſicht
lich des Vertrages geprüft. Sie haben darauf mit einer voll
ſtändigen Einmütigkeit geantworlet und die Zugeſtändniſſe ge
macht, die ihnen richtig zu ſein ſchienen. Die letzte Note der
deutſchen Delegation enthält kein Argument, keine tun
die nicht bereits Gegenſtand der Prüfung geweſen wären. Die
alliierten und aſſoziierten Mächte halten ſich daher dafür ver
pflichtet, zu erklären, daß die Zeit der Verhandlungen
vorbei iſt, ſie können keine Modifikatieon ohne Vorbehalt an
nehmen oder anerkennen und ſehen ſich gezwungen, von den Ver
tretern Deutſchlands eine unzweidentige Erklärung zu fordern
über ihren Willen, den Vertrag in ſeiner endgültigen Form z u
unterzeichnen und in ſeinem ganzen Umfange anzunehmen
oder die Unterzeichnung und Annahme zu verweigern. Nah ver

werden die alliierten und aſſoziierten Mächte
Deutſchland für die Ausführung des Vertrages in allen Be
ſtimmungen verantwortlich zu machen.

Empfangen Sie, Herr Präſident, uſw.
gez. Clemencegan

Keine Friſtverlängerung.
Wefmar, 28. Juni. (W. T. B.) Auf eine von der deut

ſchen Regierung an die Entente gerichtete Note, in der unter
Hinweis auf die Bildung der neuen Regierung und die Not
wendigkeit nochmals die Nationalverſammlung zu befragen,
um eine weitere Friſtverlängerung für die Unterzeichnung des
Vertrages von 48 Stunden gebeten wurde, iſt ſolgende Antwort
eingegangen:

„Herr Präſident! Die alliierten und aſſoziierten Regierungen
haben die Ehre, den Empfang Jhrer Mitteilung vom 23. Juni
z. beſtätigen. Nach einer gründlichen Prüfung Jhrer Bitte

edauern ſie, daß es ihnen nicht möglich iſt, Eurer Exzellenz
die ſchon bewilligte Friſt zu verlängern, um ſie Jhre Entſchei
dung bezüglich der vorbehaltloſen Unterzeichnung des Vertrag
wiſſen zu laſſen.

Venechmlgen Sie, Herr BVräſident, uſw.
gez. Clemencegan.“

Die Schlußabſtimmung in Weimar.
Weimar, 23. Juni. (W. T. B.) Die Nationalverſamwkuntg

hat tente gegen die Stimmen der Teutſchnatienglen Volks
partei und rines Teiles des Zentrums und der Demokraten
die Auffaſſung für zutreffend erklärt, daß die Regierung nach
wie ver ermächtigt bleibt, den Friedensvertrag z
anterzeichnen.

Keine Vorbehalte mehr!
Der Wortlant der dentſchen Note.

Berlin, 23. Juni. (W. T. B.) Der Geſandte v. Hanjiel bat
im Auftrage der Reicheregiernng heute nachmittag 4.40 Uhr fol

ende Note an die Bevollmächtigten der alluerten und aſſoziierten
egierungen überſandt:

Tie Regierung der deutſchen Republik hat aus der letzten
Mitteilung der akliierten und affoziierten Regierungen mit
Erichütterung erſeten, daß fie entſchloſſen find, von Deutſch
land auch die Annahme derjenigen Friedensbedingungen mit
äußerſter Gewalt zu erzwingen, die, okne eine materielle
ODedenlung zu defitzen, den Zweck verfolgen, dem deuntſ en
Velke ſeine Ehre zu randen. Turch einrn Gewaltagkt wird
die Ere des dentſchen Volkes nicht berntrt. Eie nach antzen
u verteidigen, fehlt dem deutſchen Volke nach den entſetzlichen
eiden der letzten Jahre jedes Mittel. Ter üdermächtigen

Gewalt weichend ung ohne ihre Auffaſſung über die un
erhörte Ungerechtigkeit der Friedensbedingungen aufzugeden,
ertlärt deshalb die Negiernng der deutſchen Repuslik, de
ſie bereit iit, die von den alliierten und affsziierten Regie
rungen euferlegten Friedensbedingungen anzunehmen unad
zu unterzeichnen.

Wann wird unterzeichnet?
Varis, 23. Juni. Reuter. Es iſt zweifelhaft, ob der Frie

densvertrag ſchen am Mittwoch unterzeihnuet werden
kann, da weder die Tentſchen noch die Italiener dereits ihre
Bevollmächtigten ernannt haben. Ankerdem maß der Vertrag
anf Pergament gedrucckt werden. Es wird auch notwendig fein,
einige Hundert Beglaubigungs ſchreiben der Bengümüchtigten,
die ihn zu unterzeichnen haben werden, zu prüfen.

c l DZTZZJGenoſſe Braß ans der Haſt entlaſſen. Das Mitglied der
Nationalverſammlung, Genoſſe Bratz in Remſcheid, iſt aus
der Haft entlaſſen worden.

Sangerhauſen Eckartsberga und die Mansfelder Kreiſe.

Bedingungsloſe Anterzeichnung.

Schmach und Schande bede

Ledebour freigeſprochen!
Berkin, 22. Juni (W. T. B.) Im Ledebour

prozeß verneinten die Geſchworenen ſämtliche Echulde
fragen. Ter Angellagte wurde unter lanten Beifallse
knnsgebnngen im Zutzöärerraum frelgeſ brochen

Wenn die Geſchworenen, die das Geſchick dagu auserſehen
hatte, über den Genoſſen Ledebour das „Urtetl“ zu ſprechen,
nicht ausgeſprochene Klaſſenjuſtiz begehen wollten, ſo mußten
ſie, nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme dieſes unglaub
lichen Prozeſſes, zu einem Freiſpruche kommen
fünf Wochen hat der Prozeß gedauert, und mit der Pauer der
Verhandlungen wurde der „Angeklagte“ immer mehr zum An

kläger. Auf der ſaß zuleht nur noch mit
t die e Regierung derdeutſchen Republik, ſtanden die Scheidemann-LandsbergHeine

Noske und ihr revolutionsverräteriſches, blutbeſudeltes Re
gierungsſyftem, ſtand der edle Noske-Militarismus
am Pranger. Der alte Sag: „Wer andern eine Grube
gräbt, fällt ſelbſt hinein', iſt durch den Prozeß voll
beſtätigt worden. Wie er auch immer ausgegangen ſein
für die Geſchichte ſteht es feſt, daß die Anklage, Ledebour die
Schuld, die intellektuelle Urheberſchaft an den Veſetzungen der
Zeitungen und dem anſchließenden Blutvergießen zuſchieben

wollte, eine erdichtete Anſchuldigung war.
Trotz aller Beſchränkungen, welche der Verteidigung

zwungen wurden, iſt es, wie man uns aus Berlin
durch die Hauptverhandlung erkennbar geworden, daß die An
ordnung der Anklage gegen Ledebour ein Mißbrauch der
Regierungsgewalt durch Ledebours mächtige nde
darſtellt, ein niederträchtiger Anſchlag gegen die poli
tiſche Ehre, die Freiheit und ſogar gegen daß Leben Lede-
bours, den man, nachdem ein Wordanſchlag nicht zur Aus
führung gekommen war, durch einen unerhörten Ju
unter dem Schein der Geſetzlichkeit beſeitigen wollte.

Wie W niht die Gewalthaber gegen Ledebour vdorge
gangen ſind, ergibt nicht nur die Art ſeiner Verhaftung, fondern
auch die Art der Anklage. Sie war ſo konſtruiert, daß es auf
Grund der urſprünglichen Beſchuldigungen möglich war, gegen
Ledebour ein Todesurteil zu fällen. ßer dem
Sklavenraubgeſetz, das mit dem Verluſt der Kolonien hiſtoriſch
geworden iſt, kennt nur das Sprengſtoffgeſeß die Todesſtrafs
für ſogenannte Erfolgshaftung. Da es trod aller politiſchen
Gehäſſigkeit nicht möglich war, Ledebour des Sklavenraubes zu
beſchuldigen, ſo mußte der gegneriſchen Rachſucht das Spreng
ſtoffgeſets für ihre Zwecke dienen. Ledebour ſollte urſprünglich
für alle Tötungen durch Sprengwirkungen, die in der Spare
takuswoche vorgekommen ſind, mit ſeinen Kedfehafee
bar gemacht werden. Das ſchließt auch gang eng an
früheren Mordplan an, den der Staatsanwalt, der eben bon
der Pogromſtimmung der Regierungstruppen geſprochen hatte.
als Phantaſie Ledebours darzuſtelen verſuchte. Die Ausſage
des von der Statsanwaltſchaft benannten Zeugen Leutnant
giſper hat aber zweifellos ergeben d erſt die Abſicht beſtand

edebour wie Karl Liebknecht und o ſ a
Luxemburg durch einen Mord zu beſeitigen.
Ledebour iſt ungeſe lich verhaftel worden, um er
mordet zu werden. Erſt nach Tagen entſchloß man ſich, ihn
nicht unter Bruch des T der Form des geſe
lichen Verfahrens unſchädlich zu machen.Taen vor Beginn der Hauptverhandlung hat man dann die

Anklage auf ſchwere Körperverletzung eingeſchränkt, und dad
Ergebnis der Beweisaufnahme hat die Staatsanwaltſchaft ge
zwungen, die Anklage hinſichtlich des Sprengſtoffgeſehes t
lich fallen zu laſſen. Einmal, weil die Verwendung von
grangten nicht feſtgeſtellt wurde, ſodann aber, wie Staats
anwalt Gyſae einrämnen mußte, weil ſich die vom Geſed ge
forderte „direkte Einwirkung des Angeklagten“ auf die Vew
teilung und Anwendung der Sprengſtoffe nicht nachweiſen
liefGenau ſo wenig wie die direkte Einwirkung Ledebour auf
die Anwendung der Sprengſtoffe iſt aber die direkte Einwirkung
oder Beteiligung Ledebours an dem Verbrechen nachgewieſen.
wegen der die Staatsanwaltſchaft die Anklage aufrechterhält.
Die einzige Ausſage, die dieſen Zuſammenhang erbringen
ſollte, die Vekundungen Thießenhauſens, hat die Staatsanwals
ſchaft ausdrücklich fallen laſſen, und nachdem ein Verſuch, die
Bekundungen Thießenhauſens dennoch wieder einzuſ immeln,
von Ledebour entdeckt und in gerechter Empörung als Fälſchung
gebrandmarkt worden war, hat der Staatsanwale i
einer Rede in dieſer Beziehung einen völligen Rüczug am

etreten.8 Durch eine Reihe von Zeugen iſt es nun gelungen, den of
tiven Beweis zu erbringen, daß die Beſetzungen der Zeitungen
ohne Vorwiſſen Ledebours erfolgt ſind und ſeine r Miß
billigung gefunden haben. Die beſtimmten Angaben des
Architekren Heck waren mit dem Aufbau der ganzen Anklage
unvereinbar; durch die Aueſagen des Dr. Meyer von der Kom
muniſtiſchen Partei entlaſteten Ledebour und erregten ſchweren
Verdacht gegen die Verſonen, die hinter der Anklage gegen



VDedebour ſtehen. Mehr als die Vereidi
aus prozeſſualen Gründen vom Geriht Tore alen
a konnte, die innere Wahrheit dieſer Ausſage eines

nnes, der ohne jede Anklage monatelang für ſeine Ueber
seugung im Gefängnis ſitzt, verliehen den entlaſtenden Momen
ten die er vorbrachte, eine nachdrückliche Wirkung. Zer-
trümmert aber wurde das Anklagegebäude d dides ehemaligen Volksbeauftragte n S itt n Leſee
brandmarkte Dittmann dasVolksbeauftra Verhalten der rechtsſozialiſtiſchen

gten als politiſche Niedertracht und mtücke.Die Angaben, die Ledebour bei ſeiner Vernehſang ne h
hatte, wurden durch die Ausſage Dittmanns als wahr erwieſen.

Der Eindruck der Dittmannſchen Ausſage war ſehr ſtark.
Selbſt der Vorſitzende, der bis dahin mit aller Schärfe bemüht
war, die Beweisaufnahme im Sinne der Anklage zu geſtalten,
ſcheint ſeitdem an der Möglichkeit der Durchführung zu zweifeln
und beſchränkte ſich in der Hauptſache darauf, durch Abſchnei-
den von Veweisanträgen und Fragen eine weitere Bloßſtellung
der Regierung zu verhindern. Der junge Staatsanwalt
Zumbroich ſaß nach der Dittmannſchen Ausſage da, als wenn
ihm die Felle fortgeſchwommen ſeien.

Nichtsdeſtoweniger hat die Staatsanwaltſchaft alle Minen
ſpringen laſſen und mit allen Mitteln auf die Geſchworenen
eingewirkt, um doch noch eine Verurteilun g zu erzielen.
Wenn ihr das gleichwohl nicht gelungen iſt bei Geſchworenen,
die. wie das heute trotz der Revolution leider noch immer der
Fall iſt, in der Hauptſache den beſitzenden Klaſſen angehören,
ſo macht das den Zuſammenbruch der ganzen haltloſen An
klage und die Niederlage der Anklagevertreter und ihrer
d rmgdkogial ſeſchen Auftraggeber nur um ſo vernichten

er
Gleichviel wie das Urteil aber immer ausgefallen wäre: Für

alle rechtlich empfindenden Menſchen der Gegenwart und
Nachwelt hat der Prozeß erwieſen, daß Ledebour ein treuer
Führer des arbeitenden Volkes iſt und in der Januarwoche wie
im Dezember Blutvergießen verhindern wollte, während die
rechtsſozialiſtiſchen Größen von heute und geſtern, ſich ſelbſt an
den Pranger gebracht haben. Jn den Verhandlungen M mit
unzweideutiger Klarheit feſtgeſtellt worden, daß ſie zu hal
tung ihrer Macht und zur Abwürgung der Revolution auch vor
der Anwendung brutaler Gewaltmittel nicht zurückſchreckten.

So ſtritt in dieſem Progeſſe letzten Endes der große Ge
danke des Sozialismus und der menſchlichen Freiheit und Ge
rechtigkeit wider die ſpießbürgerlich-reaktionäre und brutale
Borniertheit revolutionsfeindlicher Sozialpatrioten. Dieſe
Reaktionäre des Sozialismus haben in dieſem Prozeſſe
fürchterlich Spießruten laufen müſſen, und ſein Ausgang be
deutet für ſie eine ſchwere materielle und moraliſche Ver
urteilung.

Georg Ledebour aber, der „Angeklagte“, der in dieſem Pro
zeſſe zum richtenden Ankläger wurde, kann den Gerichts-
ſaal aufrecht und ſtolz erhobenen Hauptes als Sieger in einem
Kampfe verlaſſen, den er mit revolutionärer Leidenſchaft und
dem Mute einer unerſchrockenen Wahrheitsliebe für die Sache
des Sozialismus und der Revolution geführt hat. Das lench
tende Vorbild, das er durch ſein feftes und mannhaftes Auf
treten vor Gericht gegeben hat, wird im internationalen
Proletariat zündend fortwirken.

Wir enibieten dem alten erprobten, tapferen Kämpfer bei
ſeiner Rückkehr aus der Enge des Kerkers in die deutſche „ſo
zialiſtiſche Freiheit“ unſeren revolutionären Will-
kommengrußl! ganz in ſeinem Sinne mit der Loſung:
Vorwärts! Zu neuen Kämpfen, zu neuen Siegen!

Kein Heldenſtülck!
Bur Verſenkung der dentſchen Kriegsflotte

ſchreibt die Freiheit: Als im November 1918 die deutſche Flokte
nach der engliſchen Küſte auslaufen ſollte, um dort durch eine
letzte Schlacht zu verſuchen, entweder zu ſiegen oder „ehrenvoll“
zu ſterben, weigerte ſich die Veſatzung der Schiffe, die Todes
fahrt mitzumachen. Zehntauſende von Menſchenleben, Milli-
arden von Werten wurden durch dieſen Akt revolutionärer Er-
hebung gerettet und damit gleichzeitig das Signal zur Erhebung
der deutſchen Arbeiterklaſſe gegeben.

Nunmehr haben die Offiziere, die aus mißverſtandenem Ehr-
gefühl heraus damals den verbrecheriſchen Befehl zum Aus
laufen der Flotte gaben, ihren Zweck auf andere Weiſe erreicht.
Die auf Grund der Waffenſtillſtandsbedingungen in der Scapo-
Bucht internierten deutſchen Schlachtſchiffe und Kreuzer ſind
am Sonnabend, den 21. Juni, von den Mannſchaften verlaſſen
und geſprengt worden. Die Schiffe ſollten nach Unterzeichnung
des Friedensvertrages an die Alliierten ausgeliefert
werden. Der „Ehrbegriff“ der Offiziere gebot, dem Feinde die
Schiffe nicht zu übergeben. Sie wurden vernichtet, Milli-
ardenwerte, die den Alliierten auf Umwegen
erſetzt werden müſſen, liegen in der Tiefe des Meeres.

Die Geſchichte wird den Offizieren für dieſe Tat den er
ſehnten „Ruhm“ verſagen müſſen. Sie war weder beldiſch noch
ehrenvoll. Sie ſtellt einen Akt verbrecheriſchen Wabhnſinns dar,
hervorgerufen durch ein mißverſtandenes Ehrgefühl, für das
das ſchwergeprüfte deutſche Volk die Koſten wird tragen müſſen.
Der verbrecheriſche Akt kann gleichzeitig zu neuen Verwick-
lungen führen. Der deutſchen Beſayung war das Recht zu
geſtanden worden, ohne engliſche Bewachung an Bord zu blei
ben. Jetzt wurde die der Beſatzung gewahrte Freiheit auf An
ſtiften der Offiziere in frevelhafter Weiſe mißbraucht.

Das deutſche Volk hat mit dem nichtswürdigen Streich nicht
das mindeſte zu tun. Die Verantwortung für dieſe Wahnſinns-
tat fällt einzig und allein auf die Befehlshaber der Schiffe
zurück. Das Volk aber und in erfter Linie wiederum die
Arbeiterklaſſe wird die Koſten für dieſes Verbrechen zu
tragen haben.

„Auf Befehl des Kaiſers!
Amſterdam, 22. Juni. Das Reuterburegu meldet aus

London: Es verlantet, daß der Konteradmiral v. Reuter die
volle Verantwortung für die Verſenkung der deutſchen
Schlachtſchiffe übernimmt, und zwar auf Grund eines vom
deutſchen Kaiſer im Jahre 1914 gegebenen Befehls,
daß die Schiffe niemals in Feindeshand fallen
dürfen.

Dieſer vortreffliche „Konteradmiral“ ſcheint keine Ahnung
zu haben, daß es ſeit November 1918 in Deutſchland keinen
„Kaiſex“ mehr gibt.

„Entrüſtunz“ in Amerika.
Amſterdam, 23. Juni. (W. T. V.) Dem Telcegraaf zu

felge melden die Times aus Neuyork: Die Vernichtung der
deutſchen Flotte in Scava Flow am Vorabend des Friedens
habe in Amerika einen höchſt unangenebhmen Eindruck gemacht.Die Entrüſtung darübet ſei glgemein.

London, 23. Juni. (W. T. B.) Etwa 1800 deutſche
Offiziere und Mannſchaften befinden ſich im Zu-
ſammenhang mit der Verſenkung der deutſchen Flotte auf dem
Wege zu einem Jnternierungsorte.

Weitere alldentſch-nationaliftiſche Kindereien.
Berlin, 23. Juni. Heute vormittag 10 Uhr begaben ſich

etwa 200 bis 300 Angehörige der Berliner Freiwilligenkorps und
Studenten nach dem Zeughaus Unter den Linden und

wieder an Frankreich ausgeliefert werden. Vor dem Denkmal
Friedrichs des Großen wurden die Fahnen mit Benzin
begoſſen und verbrannt.
nach einem Zwiſchenfall, der die Entente veranlaſſen ſoll, den
e gegen uns wieder aufzunehmen. Wir hoffen, daß die
d egierung keinen eifel darüber laſſen wird, daß
An hart che Volk mit ſolchen „Patrioten“ nichts zu

Wie Orlando geſtürzt wurde.
Ueber die Sturmſzenen in der italieniſchen

Kammer W Orlando wird dem B. T. berichtet: Man
wollte dem noch vor kurzem als Retter des Vaterlandes ge
prieſenen und umjubelten Orlando kaum das Reden
geſtatten. Jedes ſeiner Worte wurde mit lautem Spott
und Hohnrufen begrüßt. Bei dem Satz, daß man den Alliierten
die Treue halten müſſe, riefen Abgeordnete höhniſch dazwiſche
„Wie ſie uns die Treue hielten!“ Als Orlando fortfuhr: „Alle
unſere Forderungen wurden von der Entente genehmigt“, erhob
ſich allgemeiner Proteſt, und in dem Tumult, der ihn umtobte,
bat Orlando ſchließlich um Generoſität. Aber von der
Galgen!“ Dieſelbe feindſelige Aufnahme fand der Premier
miniſter, als er mit Tränen im Auge an den Heroismus und
die Opfer des italieniſchen Heeres erinnerte. Von allen Seiten
ſcholl es: Genug mit Ihrer Rhetorik. Verſuchen
Sie nicht das Heer auszunutzen, das gegen Sie
i ſt.“ Während der ganzen Rede erhielt Orlando auch nicht
einen einzigen Zuſtimmungsbeweis. Die Stimmung des
Hauſes war ſo erregt, daß der Präſident die Sitzung unter-
brechen wollte. aber als er Mienen machte, den Präſidenten
ſtubl zu verlaſſen, ſtürzten ſozialiſtiſche Abgeordnete herbei, um
ſich des Präſidiums zu bemächtigen.

Zu Orlandos Vorſchlag einer Geheimſitzung, der den Sturm
des Kabinetts herbeiführte, ſchreibt das Orlando naheſtehende
Blatt Epoca: Orlando wollte eine Geheimſitzung nur
deshalb, um ſeine für Jralien wie für die ganze Entente ge
fährlichen Enthüllungen nicht vor aller Oeffentlichkeit machen
zu müſſen und damit die Lage Jtaliens, ja ſogar die Lage der
ganzen Entente, zu kompromittieren. Die Epoca hält es für
möglich, daß Exminiſter Luzzatti mit der Bildung des
Kabinetts betrgut wird. Doch wird auch von Biſſolagti geſprochen. Einige römiſche Blätter ſtellen feſt, daß ſich bi

Stimmung auch gegen die Politik Sonninos richtet
und ſeine Abtretung verlangt. Die italieniſche Preſſe kom
mentiert die Kabinettskriſis vorwiegend unter dem Geſichts-
unkt der Außenpolitik. Der Avanti ſagt: Der Sturz des
iniſteriums genügt nicht, um die Maſſen zu beruhigen.

Anfragen an „die preußiſche Regierung.
Zur Bedrohung von Radeks Leben.

Wie die Verteidigung im Ledebour-Prozeß ans Tagesſicht
brachte, iſt auf Karl Radek, der ſich wegen „kommuniſtiſcher
Umtriebe“ gegenwärtig im Unterſuchungsgefängnis in Berlin
befindet, ge ſchoſſen worden. Die U. S. P. Fraktion
der preußiſchen Landesver ſammlung läßt dieſer-
halb durch den Genoſſen Dr. Roſenfeld folgende An
frage an die Regierung ſtellen:

„Jſt der Staatsregierung bekannt. im Unkerſuchungs-
gefängnis Karl Radek am 183. Juni während eines Spazier-ganges im Hofe des Gefängniſſes Lehrterſtraße 8 in Berlin
ron einer Kaſerne aus beſchoſſen worden iſt. Was gedenkt die
Staatsregierung zu kun, um die Unterſucheingsgefangenen vor
der Gefährdung ihres Lebens zu beſchützen? Wie will die
Staatsregierung durchſetzen. daß das Verbot, zu Uebungs-
zwecken ſcharf zu ſchießen, überall beachtet wird?“
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Die Regierung ſoll Farbe bekennen.
Aus Anlaß des Konfliktes ev Arbeiter und Beamten

auf der einen und der Eiſenbahndirektionin Erfurt
auf der anderen Seite, Ha die Fraktion der U. S. P. in
der preußiſchen Landesverſammlung folgende
förmliche Anfrage eingebracht:

„Was gedenkt die Staatsregierung zu tun, um die Demo
kratiſierung der Verwaltung und techniſchen Be
triebsleitung der Eiſenbahnen gründlichſt und ſchleunigſt durch

ren ſowie dort, wo ſie ſchon durchgeführt iſt, ſicherzu-
cllen?

4300 Millionen Mark Fehlbetrag im Eiſenbahnetat.
Der Staatshaushaltsausſchuß der Preußi-

ſchen Landesverſammlung trat am Sonnabend zu
einer wichtigen Beratung über den Eiſenbahnetat zuſammen.
Der Eiſenbahnminiſter und der Finanzminiſter eröffneten die
allgemeine Ausſprache über den Etat mit ausführlichen Dar-
lequngen. Die Ausführungen der Miniſter entrollten ein be
dauerlich trübes Bild unſeres Perkehrsweſens, Vorausſichtlich
erreicht der Fehlbetrag im laufenden Jahre 4300 Millionen
Mark. Von den leben Tariferbhöhungen erwartete man eine
Einnahme von 1.4 Milliarden Mk., annähernd 30 Mk. auf den
Kopf der Geſamtberölkerung. Es iſt aber fraglich, ob dieſe
Einnahmen erreicht werden.

Als Notſtandsarbeiten ſind für 5,8 Milligarden Mark Neube
ſtellungen ergangen. Die Preiſe ſind im Vergleich zu früher
naturgemäß ganz außerordentlich geſtiegen: eine Lokomotive,
die früher für 70 000 Mk. zu haben war koſtet heute 400 000 Mk.
Die Fabriken können unter den heutigen Umſtänden jedoch noch
nicht einmal feſte Preiſe angeben. Die z weigern ſich
auch, dem Wunſche der Verwaltung, ihre Produktion von Ver-
trauensperſonen des Staates überwachen zu laſſen, zu ent-
ſprechen, obwohl die Ueberwachung dieſer Art bereits bei Krupp
und Rhein-Metall ohne Anſtand erfolgt.

Der Finanzminiſter ſprach in eindringlicher Art über die
troſtloſe Finanzlage des Staates. Wir würden aus ihr nur
dann herauskommen können. wenn der einzelne oder einzelne
Grupven endlich von dem Beſtreben ablaſſen ohne Rückſicht auf
das Gange nur für ſich zu ſchaffen.

Ruſſiſch-polniſche Annäherung.
Der Voſſiſchen Zeitung wird über Stockholm berichtet, daß

ſich zwiſchen der ruſſiſchen Sowjetregierung und Volen eine
Verſtändigung anbahne. Es haben bereits Verhand
lungen fFaitgefunden und wie verlautet, auch ſchon zu einem
Abkommen geführt, nach dem Moskau den Polen den Beſitz
eines Teiles von Lititauen und Wilna garantiert, wofür Polen
ſich ſeinerſeits verpflichtet, die Feindſeligkeiten ein-
zuſtellen und ſeine Truppen hinter eine gewiſſe, noch feſt
zulegende Demarkationslinie zurückzuführen. Die ruſſiſche
Vreſſe tritt ſeit einiger Zeit für eine Verſtändigung ein.
Kommt ſie zuſtande, wird ein gut Teil der Hoffnungen der
Schüörer eines Krieges zwiſchen Deutſchland und Polen zuWaſſer. Schon aus dieſem Grunde wäre eine ruſſiſchepolniſche

Verſtändigung zu begrüßen. Zugleich würde ſie aber auch eine
Siärkung Rußlands gegenüber der Entente bedeuten.

Zwölf Tote in Mannheim.
Mannheim, 23. Jnni. Bei den hieſigen Unrnhen hat es

12 Tote, darunter einen 12 jährigen Knaben und eine
19 jährige Kontoriſtin, 37 Schwerverletzte und viele Leicht-
verletzte gegeben. Es wurden ungefähr 200 Perſonen ver-
baftet, von denen ein großer Teil in Automobilen nach aus
wärts gebracht wurden. Trotz vieler Anſammluugen iſt der Tag
ruhig verlaufen.

Plündernngen in Berlin.
Berlin, 23. Juni. (W. T. B.) Wegen der Plünderun

gen im Norden Berlins ſind dieher etwa 20 Perſonen feſtgenom-
men worden. Das Milirär, Mitolieder der Einwohnerwehr und

delten die franzöſiſchen Fabnen heraus die 1570(71
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die Polizei ſind zurzeit damu beſchäftigt, die ſich immer wieder

a m wen

erobert worden ſind. Dieſe ſollten nach dem Friedensvertrag

Dieſe wild gewordenen Nationaliſten ſuchen ganz zweifellos

äußerſten Linken ruft man: „An den Galgen, an den.

l

bildenden gen und Aufläufe zu zerſ'reuen. Jm
e iſt die Stadt ruhig. Wieviel Perſonen verlegt worben

konnte bisher noch nicht feſtgeſtellt werden.

„Mit großem Bedanuern
Die neue Preußiſche Zeitung (KreuzZeitung) ſchreibk zum

Rücktritt der Regierung T rren So w. b emx-
würden gewiß die Herren Scheidemann und Lanel ae mit Bedauern aus der Regierung ſcheiden

n. Aber die Frage. vor der wir ſtehen, iſt ſo wichtig, daßi an einer Perſonenfrage ſcheitern darf.“
In dieſen Worten liegt alles enthalten, was anläßlich ſeines

Rücktritts in bezug auf die Politik Scheidemanns geſagt werden
könnte. Nichts kennzeichnet dieſen Sozialdemokraten beſſer als
das Bedauern der Kreuz Zeitung über ſeinen Abgang

Gegenrevolutionäre Rüſtungen.
Unter Ueberſchrift brachten wir geſtern (aus der Frei

heit) die Mitteilung, daß bei der Oelfirma Kaiſer in Berlin
ich ein Waffenlager der Gegenrevolution befindet. Dieſe

itteilung hat ſich, wie wir der Freiheit entnehmen, als un
richtig erwieſen.2 Vaffenlager der Gegenrevolution befindet ſich alſo an

anderen Orten.
Glänzender Sieg der U. S. P.

bei den Arbeiterratswahlen in Leipzig.
Die Arbeiterratswahlen in Leipzig, die am

Sonntag ſtattfanden, haben einen glänzenden Sieg der U. S. P.
gebracht. Die Spekulation der Rechtsſozialiſten und
Bürgerlichen ging dahin, durch Auflöſung des Arbeiterrates und
mit Hilfe des Belagerungszuſtandes und eines auf ihre Bedürf-
niſſe zugeſchnittenen Wahlrechts die Mehrheit der U. S. P. zu
ſtürzen. Dieſe Spekulationen ſind elend zuſchanden geworden.
Die U. S. P. hat eine Zweidrittelmehrheit erobert. Sie hart
72 090 Stimmen erhalten. das ſind 44 Prozent aller ab
gegebenen Stimmen. Sie erhält demnach von 309 Mandaten
193. Die Rechtsſozialiſten haben 15 179 Stimmen und er
halten 40 Mandate. Von den Bürgerlichen haben die Demokraten
17471 Stimmen und 46 Mandate, die Deutſchnationalen 7322
Stimmen (19 Mandate) und auf die Verſicherungs- und Bank-
beamten, die insgeſamt 1200 Stimmen haben, entfallen 2 Mandate.

Die bürgerlichen Blätter ſind über den Wahlausgang
beſtürzt. Das Tageblatt ſchreibt: „Das Ergebnis der Arbeiter
ratswahlen wird weiten Kreiſen eine unerfreuliche Ueber-
raſchung gebracht haben.“ Die Leipziger Neueſten Nachrichten:
„Um es gleich von vornherein zu ſagen: Sie endeten mit einem
überlegenen Siege der Unabhängigen, die auf
ihre Liſte weit mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen
vereinen konnten.

Der Schlußakt in Weimar.
Deutſche Nationalverſammlung.

41. Sitzung, Montag, ben 23. Juni.
Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 3 Uhr: Auf

der Tagesordnung ſteht snochmals die Friedensfrage,
weſl ſich ſeit geſtern Ereigniſſe vollzogen haben, die ihre nochmalige
Beſprechung notwendig möchen.

Reichsminiſterpräſident Bauer teilt im Namen der Reichs
regierung mit: Entſprechend der von der Nationalverſammlung
geſtern gebilligten Regierungserklärung haben wir geſtern Nach
mittag in Verſailles eine Note mit den bekannten Verwahrungen
und Vorbeholten eingereicht. Wir haben ahjo die

Bereitſchaft zur Unterzeichnung des Vertrages
erklärt, ohne anzuerkenden, daß wir die Schuld am grige bätten
und ohne die Auslieferungsverpflichtung angeblich Kriegsſchuldiger
zu übernehmen. Die Gegner haben die bedingte Unter
zeichnung jedoch abgelehnt. Sie wollen uns das Schuld
bekenntnis auf die Zunge zwingen und uns zu Häſchern unſerer
angeſchuldigten Landsleute machen. Zur Knechtung wollen die
Feinde auch noch die Verachtung. Die ganze Welt muß jetzt ſehen:
Hier wird ein beſiegtes Volk an Leib und Seele vergewaltigt wie
kein Volk je zuvor. Kein Proteſt mehr! Kein Sturm der Em-
pörung!

Unterſchreiben wir?

Nur noch eine Friſt von knappen 4 Stunden trennt uns von
der Wiederaufnahme der Feindſeligkeiten. Dieſer Verſuch der
Ehrabſchneidung wird einmal auf die Urheber zurückfallen. Es iſt
nicht unſere Ehre, die bei dieſer Welttragödie zugrunde geht, das
iſt unſere Hoffnung bis zum letzten Atemzuge. Jch darf wohl
annehmen daß auch nach dieſen Vorgängen die Regierung zur
Unterzeichnung des Friedensvertrages berechtigt bleibt.

Aba. Schiffer (Tem.): Unſere Stellungnahme bleibt durch
die Erklärung des Herrn Miniſterpräſidenten unberührt. Jm
übrigen babe ich zu-erklären, daß bei meinen politiſchen Freunden
kein Zweifel in die vaterländiſche Geſinnung und Ueberzeugung
5 Frenigen geſetzt wird, die geſtern mit Ja geſtimmt haben.
Beifall.Adg. Schul tz Bromberg (Deutſch.-Natl.): Wir halten an un

ſerem grundſäßzlichen Widerſpruch gegen die Unterzeichnung feſt;
auch wir ſetzen als ſelbſtverſtändlich voraus, daß jedes Mitglied
der Nationalverſammlung ſeine Auffaſſung nach beſtem Wiſſen und
Gew ſſen vertritt.

Abg. Heinze (Diſch. Vp.): Wir lehnen den Friedensvertrag
ebenfalls ab und glauben ſeibſtverſtändlich, daß auch die Gegner
unſerer Anſicht aus vaterländiſchen Gründen handeln.

Präſident Fehrenbach: Der Miniſterpräſident hat feſtgeſtellt,
daß die Regierung nach ſeiner Auffaſſung auch nach den geſchilderten
Vorgängen zur Unter zeichnung ermächtigt bleiben ſoll.
Ein Widerſpruch iſt nicht erfolgt. (Widerſpruch und Zurufe rechts:
Toch

Abg. Schul tz-Bromberg (Diſch. Natl.): Wir ſind der Anſicht,
daß geſtern nur eine beſchränkte Ermächtigung erteilt worden iſt.

Präſident Fehrenbach: Es iſt eine nochmalige Abſtimmung
verlangt, wir ſchreiten alſo zur Abſtimmung.

Abg. Schul tz-Bromberg (Dtſch. Natl.): Jch beantrage nament-
liche Abſtimmung. (Große Unruhe links und im Zentrum.
Zurufe: Unerbört. Es iſt bald ſieben. Bewegung.)

Präſident Fehrenbach: Anträge ſind unzuläſſig, da wir in
der Abſtimmung ſind, auch wenn die deutſchnationale Partei die
Verantwortung für die Verzögerung der Sache durch nameutliche
Abſtimmung auf e e wollte.

Abg. Schiffer (Dem.): Worüber wird abgeſtimmt?
Präſident Fehrenbach: Nur über die Auffaſſung der Regierung,

daß ſie zur Unterzeichnung des Friedensvertrages nach wie vor
ermächtigt bleibt.

Jn einfocher Abſtimmung erklärt nunmehr das Hans gegen die
Deutſchnationalen und Teile des Zentrums und der Demokraten
die Auffaſſung der Regierung für zutreffend.Präſident Febrenba ch: Dieſe ſchmerzliche Angelegenheit iſt

mit der Abſtimmung erledigt. Mit Genngtunng ſtelle ich feſt,
daß von verſchiedenen Seiten anerkannt wurde, daß nur vater-.
ländiſche Gründe für die Abſtimmung, ob ja oder nein, maßgebend
geweſen ſind. (Allſeitige Zuſtimmung.) Dieſer Geiſt der National-verſanfülung möge iig auch unſerm Volke mitteilen. (Beifall.)
Vergehen wir uns nicht in Schmähungen und Verdächtigungen
gegen die vaterländiſche Geſinnung unſerer Mitbärger. Jch müßte
das als das größte Verbrechen in dieſer ſchwerſten Stunde bezeich-
nen, daß von innen heraus an dem deutſchen Lolke begangen
werden könnte. Nehmen wir all die großen La en, die uns jetzt
bevorſtehen, einträ btig anf uns, getragen von dem heiligen Willen
vatcrläud cher Liebe. (Veifall.) Tie von den Parteien beab
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dieeine Stunde unt rn Dann ſoll der Ren der rdnung
S luß 34 Uhr.rledigt werden.

Um A. Uhr wird die Sizäſident gehrend ad vcritſt ben wieder aufgenommen

Aufruf an das deutſche Heer:
„In der Stunde tiefſten vaterländiſchen Unglücks dankt die

deutſche Nationalverſammlung der deutſchen Wehrmacht für
die opfervolle Verteidigung der Heimat. Ungehenre und
niederdrückende Anforderungen ſtellt der trotz des Helden
mutes unſerer Truppen uns aufgezwungene r an alle
Teile des Volkes, beſonders ſchwer aber an Ehrrgefühl
unſerer Soldaten. Das deutſche Volk erwartet zurerſicetlich,
daß Heer und Marine, Per Unteroffiziere und Mann
ſchaften, treu ihrer großen Vergangenheit, in dieſer ſchwer
ſten Zeit ein Beiſpiel der Selbſtverleugnung und der Auf
opferung geben und Hand in Hand mit den anderen Volks
genoſſen an der Wiederaufrichtung unſeres Vaterlandes
arbeiten werden. Sie wird gelingen, wenn alle ihre vater
e Pflicht erfüllen.

eifall.
Präſident Fehrenbach: Jch ſtelle das Einverſtändnis des

auſes mit dieſem Aufruf an das Heer feſt. Der Präſident
eilt ferner mit, daß der Aelteſtenausſchuß im Einverſtändnis mit
er Reichsregierung die Einſetzung eines Beirates der
zationalverſammlung für die Reichsbetriebe vor-
hlägt, in den die Sozialdemokraten zwei Mitglieder und die
brigen Fraktionen je ein Muglied entſenden ſollen. Zu dem
zeſetz gegen die Steuerflucht will ein Antrog aller Parteien den
inanzminiſter ermächtigen, für Gebietsteile des Reiches, bei denen
ie Reichszugehörigkeit geſährdet iſt, den Banken die Anzeigepflicht

Fargerleaung von Wertpapieren ſeit dem 1. Oktober 1918
uferlegen.
Abg. Wurm (U. Soz.) beantragt die Ausdehnung dieſer Be

immung auf das geſamte Reichsgebiet und die Erweiterung
Anzeigepflicht auf die ſeit dem 1. Auguſt 1914 hinterlegten

Sertpapiere.
Geheimrat Saem ſich wendet ſich gegen den Antrag Wurm.
Der Antrag Wurm wird mit den Stimmen der ſoz emokra-ſchen Parteien, der zweite Teil auch mit enerumsſt nen an

enommen. Mit dieſer Aenderung des gemeinſamen Antrages
)ird das gauze Geſetz in zweiter und dritter Leſung angenommen.

s folgt
der Rotetat,

er bis zum 1. Oktober 6 Milliarden zur Verfügung ſtellt.
lbg. Geyer ſagt der jetzigen Regierung den Kompf an, da ſie auf
em Boden der Regierung Scheidemann ſteht.
Abg. Mumm (Dtſchnatl.) beantragt die Bewilligung von nur
Milliarden.
Abg. Dr. Braun Nürnberg (Soz): Auch wir ſind für Spar

amkeit. Aber das von Mumm herangezogene kaiſerliche Deutſch
ind iſt für Beweiſe von Sparſamkeit ungeeignet. (Sehr richtig
Abg. Gotbein Tiren Wer dieſen Etat ablehnt, lehnt auch
ie Millionen Teuerungszulagen an Beamte und Angeſtellte
b. (Lachen bei den U. Soz.) Das Volk ſollte endlich wieder an
ie Arbeit gehen.
Abg. Schir mer (Zentr.): Wir lehnen den Antrag Mumm ab.
Abg. Dr. Rie ßer (Dtiſch. Vp.): Dieſe Debatte iſt überflüſſig.

Unſer Volk muß Einigkeit, Disziplin und Ordnung wahren und
ndlich wieder arbeiten.
Abg. Wurm (U. S Die Arbeiter haben zur Regierung

ein Vertrauen, daher arbeiten ſie nicht.
Der Antrag Mumm wird abgelehnt und der Notetat gegen die
5timmen der Unabhängigen bewilligt.
Es folgt die re der Vorlage über den Eintritt der

Bayern und Baden in die Bierſteuergemein-
a

Abg. Zoepbel er beantragt Ausſchußberatung.Rekeeſt ternanzmini rzberger erſucht um ſofortige Ver
n

Das Geſetz wird angenommen.
Nächſte Sitzung Dientag 10 Uhr Anfragen und kleinere Vor

agen. Schluß 6 Uhr.

Ledebour Prozeß.
Als erſter ſpricht Rechtsanwalt Dr. Roſenfeld Meine

derren Geſchworenen! Der Prozeß, der hier gegen Ledebour
reführt wird, iſt ein Prozeß von hiſtoriſcher Bedeutung. Er
vird in der Geſchichte fortleben unter dem Namen „Ledebour
yor den Berliner Geſchworenen“.
Das iſt es ja, was uns in den letzten Monaten ſo furchtbar

mpört hat; man hat jetzt in Deutſchland Tauſende von
Revolutionären als gemeine Verbrecher ab-
jeurteilt. Und das geſchah von einer Regierung, die ſich
ine ſozialiſtiſche nennt. Dieſe Vorkommniſſe
jeigen, wie tief unſere Rechtspflege geſunken
ſt. Jch kann mir nicht vorſtellen, daß ſich Männer aus dem

Volke auf den ſchwankenden Rechtsboden begeben, den die
Staatsanwaltſchaft heute eingenommen hat. Staatsanwalt-
ſchaftsrat Gyſae hat ein wertvolles Geſtändnis abgelegt, daß
dieſenigen Geſetze nicht mehr anwendbar ſeien, die ſich auf die
alte Verfaſſung des Reiches beziehen. Genau ſo wie dieſe Be
timmungen bezüglich der Verfaſſung, ſo ſind auch diejenigen
Vorſchriften des Strafgeſetzbuches ungültig geworden, welche
den Schutz der öffentlichen Ordnung zum Gegen-
tand hatten. Das iſt der einzige ſichere Rechtsboden, auf den
man ſich ſtellen kann. Vor dem Zuſammentritt der National-
verſammlung konnten Aufruhr und Landfriedensbruch nicht
verfolgt werden. Es beſteht kein Zweifel, daß am 9. November
Vorgänge, welche als Aufruhr und Landfriedensbruch zu be
werten ſind, in zahlreichen Fällen ſich abgeſpielt haben. Es iſt
bezeichnend für den Rückgang aller politiſchen Errungenſchaften
der Revolution, daß wir im Juni 1919 dieſen Prozeß erleben.
Staatsanwaltſchaftsrat Gyſae hat behauptet, daß eine Straf-
verfolgung nicht ſtattgefunden habe, weil die Amneſtie vom
3. Dezember eine ſolche gehemmt habe.

Staatsanwalt Gyſae: Jch habe mich auf die Verordnung
vom 12. November bezogen.

Rechtsanwalt Dr. Roſenfeld (fortfahrend) Dann ſchlägt
der Staatsanwalt ſich ſelber ins Geſicht. Die Staatsanwälte
haben bisher immer nur die politiſchen Motive für die Hand
lungen des Angeklagten anerkannt, jetzt bewerten ſie die Hand-
lungen ſelber als politiſche Verbrechen. Die Ausführungen des
Staatsanwalts treffen aber auch nicht zu, denn die Amneſtie iſt
begrenzt. Rädelsführerſchaft bei Landfriedensbruch
und Aufruhr iſt mit ſo hohen Strafen bedroht daß ſie
nicht in die Amneſtie eingezogen iſt. Was nun die Vorgänge
beim Erlaß der Amneſtie betrifft, ſo kann ich auf Grund meiner
damaligen Beteiligung an dem Erlaß dieſer Verordnung ſagen,
daß die Volksbeauftragten mit Recht davon ausgingen, daß
die Geſetze zum Schutze der öffentlichen Ord-
nung zerriſſen ſeien, weil ſie für die Monarchie be
ſtimmt waren und nicht auf die neue Staatsform Anwendung
finden könnten.

Auf ihrem Rückzugsgefecht, das die Staatsanwaltſchaft an
getreten hat, hat ſie verſucht, die Ausſage Thieſſenhauſens, auf
die ſie vorher ausdrücklich verzichtete, dem tatſächlichen Jnhalt
nach zu verwerten. Wie ſchon mein Mitverteidiger Dr. Herz-
feld ausgeführt hat, ſtützen ſich die Staatsanwälte in ihrem
Plädovers nicht auf die Zeugnisausſagen, ſondern ſie berufen
ſich auf die Erklärung, daß die Zeugen verſagt haben. Es iſt
dies ein wertvolles Eingeſtändnis für die Unhaltbarkeit der Anklage, denn wenn die Angaben des
Angeklagten der Staatsanwaltſchaft ſchon vor der Beweisauf
nahme als zur Verurteilung genügend erſchienen
wären, hätten wir die Beweiserhebungen auf das
notwendigſte beſchränken können. Stgatsanwalt-
ſchaftsrat Gyſae hat ſodann es als ein Phantaſiegebilde der

Verteidigung begzeichnet,
inſaeniert habe und der
Verdr e 4 n der Tatſachen durch die Verteid

die Regi die Janu
orwärts hat ogar von dreiſten

g geja verſtehen kann, weil er die Regierung heraushauen muß. Gegenüber dieſen Be
tungen möchte ich mich auf die Erklärung berufen, die Staats
anwalt Zumbroich abgegeben hat, es ſei ls in Berlin eine
Atmoſphäre von ſolcher Spannung ſen, daß es nur eines

unkens bedurfte, um die Exploſion herbeizuführen. Dieſer
unken war die Abſetzung Eichhorns. Die Regie

rung war doch zweifellos diejenige Stelle, die Eich horn ab
geſetzt hat. Sie mußte die ierigkeiten vorausſe die
nach der Abſetzung Eichhorns eintreten mußten. Die BVeweis
aufnahme iſt nach dieſer Richtung ſo eingehend geweſen, wie es
möglich war. Der Zeuge Leid hat uns geſchildert, wie Eichbhorn

wurde. Damals gab es noch keine Regierung,
die rn einſetzen konnte. Die Regierung iſt erſt gebildet,nachdem Eichhorn tagelang Polizeipräſident war. ki horn
war auch nicht im formalen Sinne der Nachfolger des früheren
Polizeipräſidenten. Die ſchöpferiſche Kraft der Revolution
hatte ein neues kommunales Amt geſchaffen. Der Miniſter
war nicht der Vorgeſetzte E s, ſondern der Vollzugsrat.
Das militäriſche Mitglied des Vollzugsrats Ruſch hat uns aus
drücklich erklärt. daß dem Volllzugsrat keinerlei Beſchwerden
über die Amtsführungen Eichhorns zugegangen ſeien. Die Be
ſchuldigungen, welche die Regierung als Vorwand für die Ab
ſetzung nahm, waren die Angaben eines Mannes wie Thieſſen

uſen, über deſſen Unwert ich kein Wort zu verlieren brauche.
in Berliner Juſtizrat hat Eichhorn als den geſchickteſten

Polizeipräſidenten von Berlin gerühmt, ſicherlich war er der
volkstümlichſte; volkstümlicher als die Herren von Jagow,
von Oppen und Eugen a Es ſteht feſt, daß Eichhorn unter
ungewöhnlich ſchweren Verhältniſſen den Sicherheitsdienſt neu
aufgerichtet hat. Es kann kein Zweifel darüber ſein, dieſer
Prozeſt iſt

ein Tendenzprozeß ſchlimmſter Art.
Der Verteidiger weiſt nun im einzelnen nach, daß weder

von einer Rädelsführerſchaft Ledebours noch von
einer Teilnahme an einem Landfriedensbruch die
Rede ſein kann. Laſſen Sie ſich, zu den Geſchworenen ge
wendet, nicht zu einem Revolutionstribunal machen, denn neben
einem ſolchen ſteht ſtets unſichtbar die Geſchichte und dieſe for
dert einen Freiſpruch auf Grund der Beweisaufnahme. Staats
anwalt Zumbroich hat von Jhnen einen Spruch gefordert, der
dem Rechtsbewußtſein des deutſchen Volkes entſpricht. Der
Staatsanwalt iſt ein ſchlechter Dolmetſch der Volksempfin-
dungen, er iſt der Anwalt der jeweiligen Regierungen. Vor
geſtern vertrat er eine Regierung Scheidemann, geſtern Her-
mann Müller, t David und er würde nächſtens mit ebenſo
viel Eifer eine n Ledebour vertreten. Folgen Sie nicht
dem Herrn Stagatsanwalt, der Sie zu einem Fehlſpruch ver
leiten will. Ein Wahrſpruch kann nur ein Freiſpruch ſein und
um dieſen bitte ich Sie.

Staatsanwalitſchaftsrat Gyſae ſucht in einer längeren
Replik Rechtsanwalt Roſenfeld zu widerlegen. Er ſchließt mitden Woren einem Urteil ſollen Sie c nicht anſchließen,

Sie ſich Jhr eigenes Urteil auf Grund der Beweisauf-
nahme.

Staatsanwalt Zumbroich tritt den Verteidigern ſcharf
entgegen. Gegenüber den Rechtsauffaſſungen Stammlers be
ruft er ſich auf eine Entſcheidung des Reichsgerichts.

Rechtsanwalt Dr. Liebknecht: Die Jngend, an die wir
uns wenden, iſt nicht die Jugend des Edenhotels und der
eegerpereine. So jung wie dieſe Kreiſe in politiſcher Hin
ſicht, iſt ein Mann wie Ledebour nie geweſen. Herr Staats-
anwalt Zumhroich iſt der Vertrauensmann des enhotel, er
iſt der Verbindungsmann zwiſchen dem Edenhotel und der
Stagatsanwaltſchaft.

Vorſitzender: Herr Verteidiger! Das Gericht wird ſich
ſchlüſſig zu machen haben, ob in dieſer letzten Aeußerung eine
Verletzung der Würde des Gerichts liegt. Haben Sie etwas
zu erklären?

Rechtsanwalt Roſenfeld: Soll das eine Beleidigung ſein
Rechtsanwalt Dr. Liebknecht wiederholt ſeine letzten

Worte und erklärt, er habe weiter nichts hinzuzufügen.
Das Gericht zieht ſich zur Beratung zurück und verkündet,

daß es Rechtsanwalt Dr. Liebknecht in eine Ordnung s-
ſtrafe von 100 Mark genommen habe. Das Gericht gibt
ſeinem Beſchluß folgende merkwürdige Begründung:

„Jm Laufe ſeiner Ausführungen hat der Verteidiger
Rechtsanwalt Dr. Liebknecht geſagi, der Staatsanwalt habe
ſich die Maske vom Geſicht geriſſen, er ſtelle die Verbindung
zwiſchen Regierung und Edenhotel her. Da das Eden-
hotel mit der Mordzentrale identiſch iſt, liegt
hierin eine ſchwere Beleidigung und Verdächtigung gegen den
Stagatsanwalt und eine Verletzung der Würde des Gerichts.
Die Verteidiger äuß en ihre Verwunderung über die Ent

ſcheidung, worauf der Vorſitzende erklärt, daß die Verteidigung
im Laufe der Verhandlungen das Edenhotel und die Mörder-
zentrale verſchiedentlich identifiziert hätre. Die Verteidiger
erklären, eine ſolche Aeußerung nicht getan zu haben, wodurch
der Beſchluß des Gerichts noch merkwurdiger wirkt. Hierauf tritt
die Mittagspauſe ein.

Nach der Mittagspauſe fährt Rechtsanwalt Dr. Liebknecht fort.
Er bemerkt zu dem Zwiſchenfall, daß in der ganzen Verhandlung
von der Verteidigung nicht geſagt worden ſei. das Edenbotel ſei
die Mörderzentrale; er habe auch bei ſeinen Ausführungen gar
nicht an dieſen Zuſammenhang gedacht. Er wollte nicht den Ein
druck erwecken, daß Staatsanwalt Zumbroich von ihm für jene
Abſcheulichkeiten verantwortlich gemacht würde, von denen er
aus verſönlichen Uuterredungen wiſſe, daß der Staatsanwalt
dieſelben auf das ſchärfſte mißbillige Stagtsanwalt Zumbroſch
unterliegt aber dem politiſchen Geiſt, der im Edenhotel herriche.
Jhm jei in dem Verkehr mit den dortigen Kreiſen ſeine Ob-
jektivtät vollkommen verloren gegangen. Die Sltagats-
anwaltſchaſt hatte eine Anklage, die Zuchthaus androht. ohne
jede Unterlage erboben. Das iſt ein Beweis, daß man
Ledebour vernichten wollte. Wir haben verſuch:. hier die Wahrheit
zu enthüllen. Einen kleinen Teil Wahrheit daben Sie geſehen, ich
glaube, daß Sie jetzt eine andere Ruffaſſung haben werden, als
aus den Preſſenachrichten über die domaligen Vorgänge.

Wir bätten Jhnen noch mehr aufgedeckt aber wir ſind daran
gehindert worden. Halten Sie ſich der Jhren Entſcheidungen ſtreng
an das Ergebnis der Beweisaufnahme. Der Freiſpruch werd

unſerem Volk erwartet, alles andere laſſen Sie als Gift bei
eite.

Rechtsanwalt Dr. Liebknecht: Das deutſche Volk muß endlich
lernen. die Wahrtzeit zu hören und die Wahrdeit zu ſagen,
darum kämpfen wir den Kampf um die Gewalt. Das iſt es,
worüber Sie zu entſcheiden baben.

ſprochen,

das letzte Wort erhalten.

Gewerkſchaftliches.
Metallarbeiterſtreik in Magdeburg.

Jn Magdeburg befinden ſich die Arbeiter der geſamten
Mekallinduſtrie, 15 000 Mann, ſeit Montag den 16. Juni, im
Streik.
ſationen Angereicht worden. Die Unternehmerorganiſationen

ſoweit die anderen Forderungen in
enügende Zugeſtändniſſe.

Schlichtungsausſchuß eine
führen. Der Schlichtungsausſchuß verſagte ſedoch. Die

ſofort große Teile der Arbeiterſchaft arbeitslos wurden.

Die Plädoyers ſind geſchloſſen. Ledebour ſoll am Montag

Bereits Mitte Mai waren Forderungen auf Lohn-
erhöhung, „Urlaub und anderes durch die zuſtändigen Organi-

lehnten in der Lohnfrage jedes Zugeſtändnis ab und machten,
i rage kommen, ganz un-

Trotzdem wurde verſucht, durch den
vernünftige Erledigung berbeizu-

rolge
war, daß neben den Modelltiſchlern in der Metallinduſtrie,
die bereits einige Tage vorher die Arbe t eingeſtellt batten, auch
die Heizer und Maſchiniſten die Arbei! niederlegten, ſo daß

Mit
dieſen erklärte ſich der Reſt der noch beſchäftigten Arbeiter

eine Konferenz der Betriebsräte der

dpflaſterungen die Kommiſſion eine Beſichtigung an

olidariſch. Fepe7r haben die Arbeiter von 18 mittleren und
eineren Betrieben die Forderungen bewilligt erhalten. Alle

T oßen endrrgket n 7 uerrenſtan Stre zurzeit noch nicht abzuſehen.

Aus der Provinz.
Konferenz der Betriebsräte der chemiſchen Jnduſtrie.

Jm, Volkspark zu Halle tagte am Donnerstag, dem 19. Jnni,
chemiſchen Induſtrie Mittel

deutſchlands. Die vom Vorſitzenden, B. KoenenLeunawerke, vor
zeſchlagene Tagesordnung 1. Beſprechung des Regierungsentwurfes
ür ein Geſetz über die Betriebsräte, 2. Verſchiedenes, fand ein

ſtimmige Annahme. Der Entwnif der Geſetzesvorlage wurde von
den Diskuſſionsrednern einer eingehenden Kririk unterzogen und
einmütig abgelehnt. Der Entwurf bedeutet einen Rückſchritt gegen
über der beſtehenden Dienſtvorſchrift und verſchleiert vollkommen
den eigentlichen Charakter der Betriebsräte als Etappen für die
Sozialiſierung. Um ihm zuſtimmen zu können, müßten alſo ganz
weſentliche Abänderungrn getroffen werden. Da zum Sonnabend,
den 21. Juni, im Reichsarbeitsminiſterium mit einigen geladenen
Arbeitnehmervertretern über den Geſetzentwurf Verhandlungen
angeſetzt waren, wurde eine Abordnung von fünf Mitgliedern ge-
wählt, die ſich dort Zutritt verſchaffen, an der Beratung teilnehmen
und die Ablehnung unſerer Konferenz begründen ſollte. Der
Termin dieſer Beſprechung wurde jedoch durch den Rücktritt der
Reichsregierung verſchoben. Die Abordnung wird ſich ferner mit
der Ausarbeitung eines Gegenvorſchlages zu dem diegierungs
entwurf zu veſchäftigen haben.
Ein Vorſchlag, die Konferenzen öfter ſtattfinden zu laſſen um

ein engeres Zuſammenarbeiten der Betriebsräte zn erzielen, fand
allſeitig Zuſtimmung und wird dementſprechend verfahren werden.
Auch die Einberufung einer Reichskonferenz der Betriedsräte oder
anderer Arbeitervertretungen von den für die Sozialiſierung zu
nächſt in Betracht kommenden Betrieben war Gegenſtand längerer
und begeiſterter Erörterungen. Es wurde beſcdloſſen, alle Mittel
anzuwenden, eine ſolche möglichſt bald zuſtande zu bringen.
Hervorzuheben iſt noch die einmütige Haltung der auf der Kouferenz
vertretenen Angeſtellten und Arbeiter in allen Fragen.

Paſſendorf. Gemeindevertretung. Es wurde beſchloſſen,
Gemeindeland von den Einwohnern Kötel und Frauendorf zu kauſen.
Den hieſigen Lehrern wurde eine Teuerungszulage von 2000 Mark
bewilligt. Wegen der Höte dieſer Summe und wegen anderer
noch unvorhergeſehener Ausgaben wurde beſchloſſen, den Einkommen-
ſteuerzuſchlag auf 170*0 zu erhöhen. Der Gutsbeſitzer Staudte
ſoll veranlaßt werden, ſeine Erbſen ſofort ausdreichen zu laſſen,
widrigenfalls die Gemeinde es auf ſeine Koſten machen ließe.
200 Zentner Auslandskartoffeln wurden der Gemeinde überlaſſen
die nach genauer Berechnung der Koſten vro Zentner zu 37 Ma
verkauft werden. Um die Wohnungsbeſchaffung zu erleichtern, ſoll
darauf hingewirkt werden daß ein Mieteinigungsamt errichtet
wird. Ferner wurde bekanntgegeben, daß durch beſſere Futtermittel
den Kubhaltern ermöglicht werden ſoll, das nötige Quantum
Milch für die Säuglings- und Kinderpflege zu liefern. Der Plan
einen Sport und Spielplatz für die Gemeinde zu ſchaffen, wurde
gebilligt. Das nötige Land ſteht zur Verfügung und eine Kom
miſſion wird mit den Vorarbeiten beauftragt.

Derſebnrg. Gasſperrſtunden müſſen infolge Kohlen
mangels bis auf weiteres nun auch bei uns eingeführt werden.Die Abgabe von Gas erfolgt zunächſt daher nur noch von 5 bis

on früh, von 10 bis 1 Uhr mittags und von 6 bis 11 Uhr
abends.

Wolfen. An die Mitglieder der U. S. P. Revolutionäre
Genoſſen, welche die Zerſplitterungs- und Putſchpolitik der Kommu-
niſtiichen Partei nicht mitmachen wollen, ſondern nach wie vor
auf dem Boden der U. S. P. ſtehen, werden aufgefordert, ſich am
Mittwoch abend 7 Uhr im Lokale des Herrn Kipping einzufinden.
Wer die Einigkeit des revolutionären Proletariats für ein koſtbares
Gut hält und nicht von beute auf morgen ſich wie eine Wetter
fahne im Winde dreht, bleibt der Fahne der Unabhängigen Sozial
demokratie treu.

Witienberg. Stadtverordnetenſitzung. Zu Beginn der
Sixung, die an Stelle des erkrankten Vorſtehers Gen. Lerchenſtein
eröffnete, wurde der Gen. König als Stadtverordneter eingeführt.
Ein Geſuch von Lehrern am Lyzeum um Sleichſtellung mit den
Lehrern an ſtaatlichen Lyzeen wird genehmigt und 1680 M. hierzu be
willigt. Die auf Beſchluß einer früheren Sitzung abgeänderte
Desinfektionsordnung beſagt nunmehr, daß alle ärztlicherſeits angeordneten Desinfektionen auf Koſten der Stadt ausgeführt werden
und daß nur freiwillige Desinfektionen zu bezahlen ſind (Mindeſt
ſatz 12 Mk.); die Vorlage wird obne Debatte genehmigt. Desgleichen
wurden 49,45 Mk. Umzugskoſten für den neu hinzugezogenen
Armenſekretkr bewilligt. Eine längere Debatte erregt der beab-
ſichtigte Ankauf des Dornoſchen und Matthiesſchen Hausgrundſtückes.
Der Ankauf iſt notwendig, um den beichloſſenen Durchbruch nach
dem Wallgraben im Zuge der Neuſtraße durchzuführen. Noch
einmal wird für und wider den Durchbruch geſtritten, wobei de
früheren Stadtverordneten zum Vorwurf gemacht wird, daß ſie in
engherziger Weiſe jahrelang dieſen alten Plan verhindert hätten,
der nun jetzt mit größeren Unkoſten doch durchgeführt werden
müſſe, da er eben im Jntereſſe der Entwicklung der Stadt eine
Notwendigkeit ſei. Stadtv. Schildhauer unternahm es, gegen den
erhobenen Vorwurf Sturm zu laufen, konnte aber den von unſeren
Genoſſen erbrachten Beweis nicht ableugnen. Die beiden Gebäude
werden mit einer Geſamtſumme von 270000 Mt. angekauft. Der
Durchdruch ſelbſt wird vielleicht erſt in 5 Jahren ausgeführt werden.
Eine Schenkung von 3000 Mk. der verſtorbenen Turichſchen Ehe
leute wird mit Dank angenommen. Ein Antrag der Baukommiſſion
eht dahin, bei der Pflaſterung der unteren Lutherſtraße den
ürgerſteig an der Luthereiche um 1 w ſchmäler anzulegen, und

den Fabrdamm um 1 m zu verbreitern, weil ſo ein ſchöneres
Straßenbild erzengt wird. Ein Antrag des Gen. Schmieder, das
Gitter an der Luthereiche noch weiter zurückzuſtellen, wird der
Kommiſſion überwieſen. Auch wird bei künftigen Straßenört, und Stelle

vornehnen, um nachträgliche Aenderungen zu vermeiden. Dem
Anträgen wird zugeſtimmt. Jn der Diskuſſion brach ſich aber
weiter die Anſicht Bahn, daß angeſichts der faſt täglich ſteigenden
Preiſe die Pflaſterungen eingeſtellt werden müßten, da die Koſten
ſich nicht mehr verantworten laſſen. Es wurden denn auch die
erteilten Aufträge bis auf Weiteres zurückgezogen. Die von der
Regierung erhofften Notſtandszuſchüſſe zu den Pflaſterungen ſind
ausgeblieben. Entgegen einer in der letzten Sitzung aufgeſtellten
irrigen Meinung kann feſtgeſtellt werden, daß die Militärverwaltung
nur auf 5 Wohnungen im Flügel B der Fridericianumkaſerne An
ſpruch erhebt, nicht auf 11, wovon die Verſammlung mit Befriedigung
Kenntnis nimmt. Dann a die Zuſtände in den Wohnbaracken
noch einmal beſproch id ſchleunige Abhilfe verlangt. Die betr.
Mieter verlangen Wohnungen in feſten Häuſern, und wird vom
Magiſtrat verlangt daß er an der Hand der ihm erteilten Voll
machten energiſch für Wohnungs gelegenheiten ſorgt durch Aufteilung
größerer Wohnungen. Der V piederlegnng des Stadtrats Holz
hauſen ſtimmte die Verſammlung zu. Dem zug der Zeit
Rechnung tragend hat der Stadtrat Holtzhauſen ſein Amt nieder
gelegt. Der 78 jährige fühlte wohl, daß er mit ſeinen Anſichten
nicht mehr ſo recht in die neue Zeit hineinpaßte und zog bieraus
die einzig richtige Konſequenz. Ueber 27 Jahre hat er als Stadt
verordneter und als unveſoldetes Magiſtratsmitglied gewirkt.

iummi-Sauger
vorzügliche Friedensware, ver Stück 1.20, 1.35 und 1.50 Mark,

C. Riapneannach, 6r. Virichstrase 51.
Günſtige Einkaufsquese fur Wiedervertän er. 1819
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Nr. 145. 30. Jahrgang.
Beilage zum Volksblatt. Halle (Saale), 24. Sum 1919.

A. S. P. und Friedensſchluß.
Rede des Abgeordneten Gen. Haaſe in der Nationalverſammlung.

In der entſcheidenden Sitzung der Nationalverſammlung in
zeimar hielt am Sonntag der Genoſſe Abgeordneter Hugo
aaſe die folgende Rede:
Der vorgelegte Friedensvertrag entſpricht auch nach den

onzeſſionen, die die gemacht haben, nicht unſeren
rundſätzen. Die letzten Vorſchläge ändern an dem urſprüng-
chen Charakter der Friedensbedingungen nichts. Wenn wirrotz alledem den Vertrag annehmen, ſo geſchieht es unter

wingender Gewalt aber dabei inoller ufrichtigkeit: wir wollen den Vertrag erfüllen, weil uns
tternationale Zuſagen nicht Papierfetzen ſind. Aber es beſtehen
uch nach unſerer Auffaſſung begründete Zweifel, ob wir
m ſelbſt bei der größten u J m werden erfüllen kön
en. ſ richtigl b. d. U. S.) ritt dieſer Fall ein, ſo

erden ſich die Gegner damit abfinden müſſen. Wo nichts iſt,
a ſie geh auch die Entente ihr Recht verloren. (Sehr wahr!

Wir wiſſen, daß durch den Friedensvertrag unſerem Volke
ngeheure Laſten auferlegt werden. Der materielle
nd der ſeeliſche Druck wird ſchwer zu ertragen ſein. Aus
ollem Herzen fühlen wir mit allen denen, die gegen ihren
zillen von ihren Volksgenoſſen losgetrennt wer-
en. Wir verkennen auch nicht, daß durch den Vertrag gerade
as Proletariat bei ſeinem ſozialen Aufſtieg und bei ſeiner
olitiſchen Machtentfaltung ge hindert wird. Dennoch
leibt nichts anderes übrig, als die Annahme des Vertrags.
blehnung vergrößert nicht nur die Uebel, ſie bedeutet viel
iehr den ſicheren Ruin. Zuſtimmung b. d. U. S.)
Daß unſer Volk in dieſe tieftraurige Lage gekommen
ſt, das verdankt es den ruchloſen Kriegstreibern und
driegsverlängerern, derer es ſich nicht beizeiten ver

wehrt hat.
Sehr wahr! b. d. U. S.) Das unwahre Gerede, daß unſer
eer nicht beſiegt worden ſei, daß die Revolution uns den
jegnern ausgeliefert habe, dient bloß dem Zwecke, die Schül-
igen zu decken. (Lebh. Zuſtimmung b. d. U. S.) Seit Juli
918 war der militäriſche Widerſtand gebrochen, infolge
iederlage auf Niederlage. Wäre nicht nach demzunſch und Willen der Heerführer her Waffenſtillſtand herbei-

eführt worden, ſo hätte die deutſche Armee auf dem Schlacht-
lde ein Deébacle erlitten, wie es die Weltgeſchichte noch nicht
clebt hat. (Sehr richtigl! b. d. U. S.) Unſer Volk war bis
um Aeußerſten erſchöpft, Reſerven waren nicht mehr heran-
uſchaffen, das Vabanqueſpiel, das im Frühfahr 1918 begonnen
urde, war für Deutſchland verloren und konnte nicht gut aus
ehen. Das deutſche Volk hat in ſeiner überwältigenden Mehr-
eit, wenn auch leider zu ſpät, erkannt, wer es ins Verderben
etrieben hat. Es lehnt ſich mit aller Kraft dagegen auf, daß

nicht tiefer ins Unglück geſtürzt wird. (Sehr richtigl b. d.
S.) Das wäre aber der Fall, wenn der Friedensvertrag

erworfen würde. (Sehr richtigl b. d. U. S.)
Sind doch die Folgen mit aller Sicherheit vorauszubeſtim-

ien. Die Heere der Gegner werden in Deutſch
and ſchnell vorrücken. Es iſt müßig, zu unterſuchen,
ieweit ihr Vormarſch gehen wird, kein Menſch bezweifelt in
ieſem Augenblicke mehr, daß ſie mindeſtens das Ruhr
ebiet beſetzen und die Mainlinie abſchneiden

verden. Jſt das Hiuhrgebiet okkupiert, ſo rollt nach zwei
Bochen kaum mehr ein Eiſenbahnzug, ſo raucht kein Schorn
tein mehr in Deutſchland, das Millionenheer der Arbeitsloſen
chwillt dann um Millionen an. Nach kurzer Zeit würde das
ungergeſpenſt durch die Maſſen des Volkes ſchreiten, ſchreck-
icher denn je. Denn die Entente wird nicht zögern, die
3lockade auf das ſtrengſte durchzuführen und unſerem
zolk alle Lebensmittel zu entziehen. Die-enigen, die jetzt am lauteſten rufen: „Möge kommen, was da
volle“, würden allerdings auch dann nicht hungern. (Sehr
ichtigl! b. d. U. S.) Sie haben ſich während des Winters gut
der mindeſtens genügend ernährt und werden auch weiter
azu in der Lage ſein. Die durch die grauſigen Erlebniſſe des
rieges, durch den Hunger und die Not in fünf Jahren ſchon
etzt körperlich aufgerieben und ſeeliſch zermürbten Maſſen
es Volkes aber würden geradezu zur Verzweiflungge-
trieben werden. (Sehr richtigl b. d. U. S.)

Jn den Maſſen grollt es ohnehin,
die Blut- und Eiſenpolitik der Regierung, die Ver-
folgung politiſcher Gegner, die Verhaftung von Tauſen-
den unſchuldiger Arbeiter, die außerordentlichen Kriegs und
Standgerichte haben eine Stimmung erzeugt, die eine weitere

Belaſtung jedenfalls nicht mehr erträgt. (Sehr richtigl. b. d
Soz.)

Wir dürfen in dieſer Stunde auch nicht die 800 000 Krieg s-
gefangenen vergeſſen, die in fremdem Lande Unſägliches
leiden. Wir dürfen nicht den Schmerz und Kummer ihrer An-
gehörigen, die in großer Zahl wirtſchaftlich und ſeeliſch zu
Grunde gegangen ſind, noch vermehren. Unter den vielen
Kundgebungen, die uns von Angehörigen der Kriegsgefangenen
noch in letzter Stunde zugegangen ſind, haben Sie wohl alle
auch jene erhalten, die in Leipzig von mindeſtens 15090
Frauen von Kriegsgefangenen gefaßt wurde. Jn
wie beredten zu Herzen gehenden, alle packenden Worten wird
dort ausgeführt, daß ſie zwar, wenn Deutſchland zu retten
wäre, durch Zurückbehaltung der Gefangenen, dann auch das
Opfer bringen würden, noch länger von ihren Lieben getrennt
zu bleiben, daß ſie aber, weil die Ablehnung der Friedens-
bedingungen noch zu größerem Unglück führe, dringend
von der Nationalverſammlung erwarteten, daß ſie einen Ent-
ſchluß faſſe, der die Heimkehr der Gefangenen ermögliche.
(Sehr richtig! b. d. U. S.) Der Abg. Schiffer hat hingewieſen
auſ Kundgebungen aus dem Lager der Kriegsgefangenen ſelbſt,
in denen es heißt, daß ihnen die Befreiung Deutſchlands wich-
tiger ſei, als ihre eigene Befreiung. Jch beſtreite nicht, daß
der eine oder andere Kriegsgefangene ſich ſo ausgeſprochen hat;
die Zahl iſt jedoch gering. Aber wenn ſie auch größer wäre,
ſo hätten wir doch eine andere Verpflichtung ihnen gegenüber.
Sehr richtigl b. d. U. S.) Wir haben ihr Gefühl zu ehren,
wir müſſen uns aber klar darüber ſein, daß wir durch Ab-
lehnung des Friedensvertrages unſer Land nicht retten und
die Qual der anderen verlängern. (Sehr richtig! b. d. U. S.)

Wird der Friedensvertrag abgelehnt, ſo iſt aber auch
die Zerſtückelung des Deutſchen Reiches

nach meiner ruang nicht länger aufzuhalten. (Erneute
Zuſtimmung b. d. U. S.) Der Rheinbund iſt dann in
greifbare Nähe gerückt, die in letzter Zeit in den Rheinlanden
geſpielte Poſſe kann dann zu einem ernſthaften Drama wer-
den. Die ſüddeutſchen Stagaten, die jetzt im engen Zuſammen
hange mit dem Deutſchen Reiche bleiben wollen, werden dem
Anſturm ihres hungernden Volkes, vor allen Dingen auch dem
Verlangen der Kapitaliſten, die ihr Vaterland dort ſuchen, wo
es ihnen gut geht, für die Dauer nicht widerſtehen können, ſie
werden anderen Regierungen Platz machen müſſen. Es be-
ſteht daher die dringende Gefahr, daß Süddeutſchland
von dem übrigen Deutſchland ab getrennt wird. Auf

löſung des Deutſchen Reiches führt aber darüber ſind wir
uns ſtets klar geweſen nur zur Verkümmerun
i er Einzelſtaaten. Wir waren deswegen jederzei

des Einzelſtaates, der uns die Vorbedingung höherer
Entwicklung durch ein einiges geſchloſſenes Wirtſchaftsgebiet
iſt. (Sehr richtig! b. d. U. S.) Jch zweifle nicht daran, daß
in dieſem Augenblicke jeder in der Nationalverſammlung das
furchtbare Dilemma fühlt, in dem wir uns befinden; aber es
gibt kein Ausweichen, und das Notwendige muß entſchloſſen
getan werden. Alle Verſuche, in letzter Stunde an dem Ver-
trage noch herumzukorrigieren, können für Deutſchland ver-
hängnisvoll werden, können die Folgen herbeiführen, die die
I eCexung gerade vermeiden will. (Erneute Zuſtimmung

Die Lage erheiſcht ein klares Nein oder Ja.
Ein Ja mit Einſchränkungen und Bedingungen bedeutet, wie im
bürgerlichen, ſo im internationalen Recht ein Nein. (Sehr
richtig! b. d. evge Der Abg. Gröber hat mit Beſtimmtheit
und Entſchiedenheit ausgeſprochen, daß ein neuer Krieg unter
allen Umſtänden vermieden werden müſſe. Jch frage m'ch:
wie ſteht dazu die Erklärung des Herrn Miniſterpräſidenten
nachdem der Herr Miniſterpräſident in durchaus zutreffender
Weiſe dargeſtellt hat, in welche Loge wir durch Ablehnung des
Vertrages kommen, und ſich für Annahme ausgeſprochen hat,
hat er ſchließlich zwei Vorbehalte an die Bereitwillig-
keit zu der Unterzeichnung geknüpft. Die Regierung will es
ablehnen, die Alleinſchuld am Krieg anzuerkennen, und ſie will
die im Ultimatum uns auferlegte Verpflichtung verweigern,
die Schuldigen auszuliefern. Jſt die Regierung deſſen ganzFwiß. daß die Alliierten dieſe Vorbehalte annehmen werden?
dat ſie die Garantie, daß die Alliierten ſich mit dieſer einge-

ſchränkten Erklärung zufrieden geben werden? Oder wagt ſie
es, wie alle vorhergehenden Regiernungen, in dieſer ernſten,
ſchickſalsſchweren Stunde unſeres Volkes ſich wiederum in ge
fähr lichen Jlluſionen zu wiegen Es wäre un-
verantwortlich, wenn eine Regierung, wie gerade die gegen-
wärtige, in Erkenntnis, welch fürchterliche Folgen ein Abbruch
der Friedensverhandlungen hat, an zwei Punkten des Ver-
trages, und zwar gerade an dieſen zwei Punkten
Sehr richtig! b. d. U. S.) den Vertrag ſcheitern laſſen würde.

Was berechtigt die Regierung ſo frage ich ausdrücklich
zu der Annahme, daß ihre Erklärung nicht als Ableh-
nung betrachtet wird? Wir erwarten darüber eine Auf-
klärungl Sie iſt um ſo mehr erforderlich, als ſelbſt in der
Nachtſitzung im Friedensausſchuß von dieſen Vorbehalten noch
keine Rede war. (Lebh. Rufe b. d. U. S. Hört, hört!) Un-
klarheiteri, Zweideutigkeiten kann weder unſer Volk noch der
internationale Verkehr vertragen. (Sehr richtigl b. d. U. S.)
Einen neuen Krieg zu verurſachen, um etwa die
Schuldigen der Verurteilung zu entziehen, das wäre
nicht nur Wahnwitz, das wäre ein noch größeres
Verbrechen, als die Erklärung des Welttkrieges ſelbſt.
(Sehr richtigl! b. d. U. S. Widerſpruch.) Die Schul d am
Kriege haben wir wiederholt im Reichstage ſowohl wie in
der Nationalverſammlung erörtert. Jch will nicht noch einmal
unſere Anſicht im einzelnen entwickeln. Nach den Ausfüh-
rungen des Grafen v. Poſadowſky mache ich folgende Be
merkungen: Der Jmperialismus aller koapitaliſtiſchen
Staaten hat nach unſerer Ueberzeugung die Gegenſätze hervor-
gerufen, die zum Wettrüften und ſchließlich zum Kriege führ-
ten. Alle Regierungen haben Pulver aufgetürmt; aber die
habsburgiſche hat mit Billigung der deutſchen Regierung die
Lunte ans Pulverfaß gelegt und den Weltbrand entzündet!
(Sehr richtigl b. d. U. S.) Jeder Politiker wußte, d mit
dem Ultimatum an Serbien das unheilſchwangere Balkan-
problem angeſchnitten wurde. Die ſerbiſche Frage konnte
nicht lokaliſiert werden, ſie war keine lokale, ſie war eine
europäiſche Frage. Da die Regierung Bethmann Hollweg nach
ihrem eigenen Geſtändnis wußte, daß der ſerbiſche Krieg den
Weltkrieg in ſich ſchließen könne, und da ſie ſich trotz alledem
hinter die alte öſterreichiſche Regierung ſtellte und ihr Vor-
gehen billigte, ſo hat ſie eine Schuld auf ſich geladen,
über die die Akten für immer geſchloſſen ſind. (Sehr richtig!
b. d. U. S.) Unerträglich iſt, glaube ich, nicht nur uns,
ſondern den Maſſen, weit über unſeren Parteirahmen
hinaus, der Gedanke, daß wir wegen der Frage, ob Schul
dige einem internationalen Gerichtshof ausgeliefert werden
ſollen, von neuem in den Krieg hineingeriſ,ſen
werden ſollten. (Sehr richtig! b. d. U. S.) Dieſe Frage hätte
übrigens gar nicht die Friedensverhandlungen zu beſchäftigen
brauchen. (Sehr richtig! b. d. U. S.) Wir haben von Anfang
an gefordert, daß unſere eigene Regierung die Dokumente
über den Ausbruch des Krieges veröffentlicht und die
Schuldigen zur Rechenſchaft ziehe. (Sehr richtig!b. d. U. Wir haben insbeſondere ſchon in der erſten
Sitzung der Nationalverſammlung dieſes Verlangen erhoben,
und wir haben auch nicht verfehlt, darauf hinzuweiſen, daß,
wenn unſere Forderung unbeachtet bleiben würde, wir
lich in eine peinliche Lage verſetzt werden würden. (Sehr
richtig! b. d. U. S.) Jetzt iſt es ſo gekommen, wie wir erwarten
mußten. Da Deutſchland nicht ſelbſt den Urteilsſpruch abge-
geben hat, ſo verlangt die Entente, daß ein Gerichtshof, an dem
wir nicht beteiligt ſind, zu den Schuldigen Stellung nimmt.

Wenn der Friede morgen nicht zuſtande kommt, ſo heißt das
darin ſtimme ich mit dem Herrn Miniſterpräſidenten über-

ein nicht etwa Abwendung, ſondern lediglich Hinausſchiebung
des Friedensſchluſſes; denn jeder muß den Frieden unter-
ſchreiben, ganz gleich, aus welcher Partei er an die Spitze der
Regierung gerufen iſt, wenn erſt einige Wochen nach der Ab-
lehnung ins Land gegangen ſind. Aber dann iſt nicht, wie einige
der Redner meinten, die Lage dieſelbe, wie jetzt. (Sehr richtig
b. d. U. S.) Dann hat ſie ſich weſentlich verändert, dann ſind
Verwüſtungen materieller und ideeller
Volksgüter eingetreten, die nicht wieder gut zu machen
ſind. Deswegen bleibt nichts anderes übrig, als den gegen-
wärtigen Augenblick zu benutzen. (Sehr wahrl b. d. U. S.) Daß
ſchließlich nicht nur wir auf dem Standpunkte ſtehen geblieben
ſind, daß andere zu ihm gekommen ſind, auch Mitglieder der
alten Regierung, rechtfertigt die Haltung, die wir
vom erſten Augenblick an eingenommen haben. Zuſtimmung
b. d. U. S.)

Wir dürfen auch nach Außerungen der Preſſe des Auslandes
und ſonſtigen Mitteilungen annehmen, daß gerade unſere
Stellungnahmenichtohne Einfluß darauf geweſen
iſt, daß ſchließlich doch noch einige, wenn auch unzulängliche
Milderungen in den Friedensbedingungen vorgenommen ſind.
(Lachen und lebhafte Rufe: Ahal Zuſtimmung b. d. U. S.)
Die Mitteilungen, die an uns gelangt ſind, laufen begreiflicher-
und logiſcherweiſe darauf hinaus, daß gerade, weil unſere
Partei, die ſteis dem Kriege den entſchiedenſten Kampf ang ſagt
hat, die ſich nie geſcheut hat, auch unter Gefahren, die Kriegs-
regierung anzugreifen, den Vertrag als unerträglich und in
vielen Beziehungen als unerfüllbar bezeichnet hat, daß das ein

Gewicht beanſpruchen durfte und eine Durung
uhat. (Lebhafte Zuſtimmung b. d. U. S. Widerſpruch un

rufe b. d. Soz.) Es iſt nicht richtig, daß wir den Vertrag ſofort
ben unterſchreiben wollen; wir haben vielmehr ſtets, insſondere am 12. Mai, ausgeführt, daß es ſelbſtverſtändlich iſt,

daß unſere Regierung zunächſt Verhandlungen führen, eifrig
führen, Gegenvorſchläge machen muß, und daß ſie erſt, wenn ſie
herausgeholt hat, was herauszuholen iſt, dann allerdings am
letzten Ende unterſchreiben muß. Zuſtimmung b. d. U. S.
Wiederholte Zurufe von den Soz.) Wir ſtehen im
z Jhnen allerdings auf dem Standpunkte, daß man nicht m

oßtäuſchermethoden internationale Verhandlungen
führen kann. (Lebhafte Zuſtimmung b. d. U. S. Erneute Zu
rufe von den Soz.) lauben Sie denn wirklich, daß Jhre
Drohung, Sie würden den Vertrag nicht unterſchreiben, (Zurufe
und Unruhe b. d. Soz.) daß die Drohung: „die Hand würde
verdorren, die den Frieden unterſchriebe“, daß das laute, immer
wieder ertönende „Unannehmbar“ auf die Entente irgendeinen
Eindruck gemacht hat oder machen könnte? (Lebhafte d
ſtimmung b. d. U. S. Zurufe von den Demokr.: Sie haben
dafür geſorgt!) Nein, ich will Jhnen ſagen, wer ſich über das
dauernde „UNnannehmbar“ freute: die Generale Foch und Haigh
waren es! Denn die ſpekulierten ja auf den Augenblick, in dem
der Vertrag abgelehnt würde, in dem ſie in Deutſchland
weiter vorrücken, in dem ſie ihre militäriſchen
Triumphe vollenden könnten. ((Lebhafte Rufe:Sehr wahr! b. d. U. S.) Die Ententeregierungen dagegen
glaubten nicht daran, daß ſich irgendeine Regierung in Deutſch
land finden könnte, die ſo töricht, ſo von allen guten Geiſtern
verlaſſen wäre, daß ſie nicht doch am letzten Ende den Vertrag
unterſchreibe. Was zu erreichen war, das mußte man auch von
vornherein erke einen Daß die Entente ein Friedenswerk, daß
ſie in mühſamer Arbeit während einer Dauer von ſechs Monaten
zuſammengezimmert hatte, nicht zerſchlagen würde, das mußte
jeder Verſtändige von vornherein wiſſen. (Sehr gut! b. d. U. S.)
Es konnte ſich nur darum handeln, welche Konzeſſionen im
einzelnen bei Ausführung und Anwendung des Vertrages
erreichen waren. Konzeſſionen ſind erreicht, allerdings nicht in
genügendem Maße. Die Entente ſelbſt hat ſich aber auch darüber
ausgelaſſen, weshalb ſie nicht mehr habe bewilli-
gen können. Jn der Mantelnote heißt es ja, daß die Revo
lution zwar ein Ereignis ſei, zu dem ſich die Entente beglück-
wünſche, (Hört, hört! und Zurufe rechts) „ſich beglückwünſche“,
ſo ſteht es aber ſie hat das Mißtrauen auch zu der Re
gierung nicht verloren, die nach der Revolution an das Ruder
gekommen iſt, nicht das Mißtrauen zu denjenigen Parteien ver-
loren, die die Koalitionsregierung bilden; denn es heißt in der
Mantelnote wörtlich:

ſie nämlich die Parteien, die jetzt maßgebend ſind haben
für die Kredite geſtimmt, ſie haben die Kriegsanleihen ge-
zeichnet, ſie haben allen Beſehlen der Regierung, ſo roh auch
die Befehle ſein mochten, gehorcht. (Sehr richig! b. d. U. S.)
Sie haben die Verantwortung für die Politik ihrer Negierung
geteilt; hätten ſie ſie doch in jedem Angenblick, wenn ſie nur
gewollt hätten, ſtürzen können. (Sehr wahr! b. d. U. S.)
Wenn dieſe Politik der deutſchen Regiernng geglückt wäre, ſo
hätte das deutſche Volk ihr mit ebenſoviel Begeiſterung zu
gen Fie es den Kriegsausbruch begrüßt hat. (Hört, hört!

Das mag bitter ſein, wer will aber beſtreiten daß darin
viel Wahres enthalten iſt? (Rufe: Unerhörtl)

Wir halten es vor allen Dingen ſoll unſere Politik geſunden
für notwendig, daß man nicht unſer Volk monatelang tänſcht,

und im letzten Augenblick erklärt: wir haben euch aus taktiſchen
Gründen bisher die Wahrheit nicht ſagen können.

Waohrheitspflicht gegen unſer Volk
ſteht uns an erſter Stelle. (Sehr richtig! b. d. N. S. Zurufe.
Was haben wir durch Jhre Taktik erreicht? Diejenigen, die
hinter Jhnen ſtehen, haben bis vor wenigen Tagen geglaubt,
Sie ſeien für die Ablehnung des Vertrages, und erfahren jetzt,
daß das Täuſchung war. (Sehr richtig! b. d. U. S.) Sie haben
die nationgle Stimmung in einem Teile des Volkes bis aufs
äußerſte geſteigert. (Sehr richtig! b. d. U. S.) Und wenn es
wie leider zu fürchten iſt infolge dieſer überhitzten und über-
reizten Stininung im Oſten auch nach Annahme des Friedens
vertrages zu kriegeriſchen Verwickelungen kommt, ſo fällt

die Schuld auf die alte Negierung
in ihrer Geſamtheit, die dieſe Agitationen gednldet und zum
Teil unterſtützt hat. Aber auch auf diejenigen Parteien, welche
aus einer völlig verfehlten Taktik heraus nicht von vornherein
für die Aufklärung des Volkes geſorgt und dieſer Stimmung
entgegengetreten ſind. (Sehr gutl b. d. U. S.)

Unerhört ſind ja in dieſer Beziehung die Aufrufe zweier
Kommiſſare der Regiernung, von denen ich mich wundere, daß ſie
von der Regierung nicht ſchon längſt abberufen ſind. Jch will
annehmen, daß die neue Regierung das nachholen wird, was die
alte verſäumt hat. Der erſte Aufruf iſt der Aufruf des Volks-
kommiſſars für den Oſten, Winnig. Sie wiſſen alle, daß er die
Bevölkerung dazu aufgefordert hat, einem polniſchen Einmarſch
in die ſtrittigen Gebiete des Oſtens mit bewaffneter Hand ent
gegenzutreten, (Sehr richtig! b. d. D. Dem.) auch wenn die Ver-
handlungen durch die Weigerung der Reichsregierung, den
Frieden zu unterzeichnen, zum Abbruch gekommen ſind. Hört,
hört! b. d. U. S.) Ja, er geht noch weiter und ſagt: „Wenn die
Regierung infolge Ablehnung des Gewaltfriedens durch eine
anderswollende Minderheit geſtürzt und durch Leute erſetzt
würde, die zur Unterzeichnung des Gewaltfriedens bereit wären,
werden wir uns im Oſten einer ſolchen Entſcheidung nicht
beugen.“ (Bravol rechts. Hört, hört! b. d. U. S.)

Jſt es ſchon jemals vorgekommen, daß ein Vertreter der Re
gierung eine ſolche Sprache führt, daß ein Regierungsvertreter
ausdrücklich ſagt, daß er ſich den Beſchlüſſen einer künftigen Re
gierung nicht beugen werde?

Jn eine ähnliche Kerbe hat Herr Hörſing geſchlagen. Sie
ſind mit verantwortlich, wenn

im Oſten Blut fließen
wird. Wenn einigermaßen Beruhigung eintreten ſoll, muß
die Regierung eine andere Politik im Jnnern und im Aeußeren
treiben. Das Volk erwartet, daß, wenn der Frieden geſchloſſen
wird, daran ſich auch ein Akt der Verſöhnung im Jnnern an
ſchließen wird; es verlangt. daß

eine Amneſtie
gegeben werde, eine Politik der Verſtändigung an Stelle des
vbrutalen Kampfes gegen die eigenen Volksgenoſſen tritt. Es
erwartet, daß Freiheit an Stelle des Belagerungs-

uſtandes geſetzt wird. Nach außen bin iſt es die allerhöchſte
eit, daß die Politik der Untätigkeit, der Halbheit, der Zerfahren-

heit ein Ende nimmt. Wohin wir dadurch gekommen ſind, daß
wir gezögert haben, unſere Truvven aus dem Oſten heraus-
zuholen, wiſſen wir jetzt alle. Alles iſt auf den i-Punkt ein
getreten, was wir vorausgeſagt haben, ein Teil unſerer Truppen
iſt gefallen, der Haß der Letten und Eſten iſt gegen uns ins
Maßloſe geſteigert worden, und jetzt kommt die Entente und
fordert von uns, daß wir es tun ſollen, was wir längſt aus
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Ligenem Ayeertebe hätten kun
gurückziehen aus dieſem Gebiete.

r wetti erbindungen anzuknüen zu laſſen. Dadurch wird die Pole e
and geftärkt. Wie oft haben wir vergeblid e Regierung au

gefordert, daß ſie dieſen Weg einſchlagen und

mit der Sowjetrepublik endlich in iwgri n b friedliche Beziehungen
u den vorgelegten Anträgen haben wirJ Es verſteht ſich nach unſerer Haltung rn

3 ir Der Regierung ein Vertrauensvotum nicht erteilen
e Der urſprüngliche Antrag, der ſich auf die Friedensar de ieht, war für uns unannekinvar aus den Gründen, die

führt habe. Mit der Unterzeichnung des jetzt ein
ereichten Antrags ſind wir einverſtanden, denn wir wollen die

r Fricdensvorſchla s. Wir verſt hen darunter
riedensſchluß, der unumw iw. r und ohne ehe benaunmen wir

J fann mir nicht verſagen, die Regierung in dieWick nochmals dringend davor zu warnen, den t
nur um Fingersbreite zu verlaſſen In der

Mantelnote der Alliierten
heißt es ausdrücklich: „Zum Schluſſe müſſen diea e e erte daß a r Vſene Denkſchrift ihr ieng hr letztes Wort in der Angelegen

Aber das iſt noch nicht alles ſondern daran knüweitere Bemerkung; ſie erklärte nämlich, es muß 3 PNiagre
in ſeiner jetzigen Geſtalt entweder angenommen oder abgelehnt
werden. Sie laſſen alſo eine Abänderung der Geſtalt, wie ſie
in den letzten Dokumenten vorliegt, nicht zu, und dieſe An
kündigung wird in ihrer Bedeutung noch geſtärkt durch die Mit
teilung der Friedenspräliminarien an unſere Delegation vom
7. Mai 1919. Darin nämlich iſt von vornherein, um larheit zu
ſchaffen. von der Entente bemerkt worden, daß der oberſte Rat
nach Prüfung des deutſchen Gegenvorſchlags eine ſchriftliche
Antwort an die deutſche Delegation richten wird mit Angabe
der Friſt, binnen welcher ſie ihre endgültige Geſamtantwort zu
erteilen hat. Die Entente läßt alſo eine geteilte Antwort, eine
Antwort mit Vorbehalt, wie ich fürchte, nicht zu. Die Regierung
darf ſich auf den Boden dieſer großen Gefahr nicht begeben.

Sie muß unterzeichnen.
Wir brauchen den Frieden, denn ſonſt kommen wir

nicht zum Wiederaufbau unſeres Volkskörpers.
Der Ententekapitalismus will ſich durch den Friedensvertrag

ſtärken und das kapitaliſtiſche Syſtem in der Welt gegen den
fortſchreitenden Sozialismus ſtützen. Vergebliche Mühel Nicht
der bureaukratiſchen Planwirtſchaft, ſondern

der ſozialiſierten Wirtſchaft gehört die Zuknunft.
Ohne die Ausſchaltung des Kapitalgewinns laſſen ſich ſchon die
auf uns laſtenden Verpflichtungen gar nicht erfüllen.

Die Vorgänge der letzten Wochen in Frankreich, in
W ien, in England beweiſen, daß die Arbeitertlaſfe
ort überall erſtarkt, daß große ſoziale Bewegungen im Gange

ſind. Aber es wäre durchaus töricht, wenn man etwa auf eine
nahe, in den nächſten Wochen zu vollziehende Weltrevolution
rechnen wollte. (Hört, hört! und Richtigl b. d. Soz.)

Die Weltrevolution ſchreitet vorwärts,
fie ſchreitet unaufhaltſam vorwärts, aber nicht ſo raſch, wie wir
es wünſchen. Und aus dieſem Grunde muß der Friedensvertrag
unterſchrieben werden. (Sehr richtigl b. d. U. S.)
Wir haben die volle Zuverſicht und ſind durch die lebhafte
ſoziale Bewegung in den genannten Staaten in dieſer Zuverſicht
geſtärkt worden, daß der Friedensvertrag ſchließlich durch die

Solidarität des internationalen Proletariats,
das überall zur Herrſchaft kommen wird, abgeändert werden
wird. Dem Ententekapitalismus können wir mit
Fug und Kiecht zurufen: Jhr hemmt uns, doch ihr
zwingt uns nicht (Bravol b. d. U.

Deutſcher Sozialiſtentag.
Im großen Sitzungsſaal des Herrenhauſes begann am Sonn

abend vormittag die Konferenz für Einigung der
Sozialdemokratie, die von der Zentralſtelle für die
Einigung der Sozialdemokratie einberufen worden iſt. Es
ſind etwa 300 Delegierte der beiden ſozialdemokratiſchen Par-
teien anweſend, darunter mehrere Damen. Von bekannteren
Ver ſönlichkeiten ſah man zu Beginn der Tagung Eduard Bern-
ſtein, Adele Schreiber, Rechtsanwalt Dr. Halpert und den
Futuriſten Herwarih Walden. Die Tagesordnung ſieht fol-
gende Punkte vor: 1. Die politiſche Not wendigkeit
der Einigung. Referenten CohenReuß (S. P. D.) und
Ströpel (U. S. P.). 2. Auslandspolitik. Referent
E. Bernſtein (S. P. D.). 3. Räteſyſtem. Referenten
Kaliski (S. P. D.) und Döbbecke (N. S. P.). 4. Der
Einheitsweg. Referenten Dr. Joelſohn (S. P. D.)
und Wilke (U. S. P.).

Kurz nach 915 Uhr eröffnete Eduard Bernſtein die
Konferenz mit einer Anſprache. Er wies darauf hin, daß ge-
rade jetzt die Frage der Einigung brennender ſei als je. n
dieſer Zeit, da die Sozialdemokratie zu großen Aufgaben be-
rufen ſei, wäre es von ſchwerſtem Nachteil, daß wir zwei
ſozialdemokratiſche Parteien haben, die zu den Ereigniſſen eine
anz entgegengeſetzte Stellung einnehmen. Die Folge davon
ei eine Verſchärfung der Zerſetzung in Deutſchland und eine

zemoraliſierende Wirkung auf die Arbeiterklaſſe. (Sehr
richtigl) Beſonders notwendig ſei die Einigung angeſichts des
Umſtandes, daß die Reaktion ihr Haupt jetzt wieder erhebe und
ſich organiſiere. Vernſtein ſchloß mit dem Ausdruck der Hoff
nung, daß der Sozialiſtentag die Frage der Einigung ihrer
Löſung einen großen Schritt näher bringen werde.

Die am Sonntag abgehaltene Sitzung begann mit einem
Referat von Eduard Bernſtein über ſozialdemo-
kratiſche Auslandspolitik. Der Redner bedauert,
daß auf dem Parteitag in Weimar ſtatt ſeiner Reſolution, die
eine Grundfatzerklärung geweſen und geeignet geweſen ſei, der
deutſchen Sozialdemokratie ihren Platz in der Internationale

t e

cht auf das, was ſie ſonſt trennt.i Korreferentin Wally Zepler vertrat die Jdee der
Kontinentalpolitik. Der von ihr befürwortete Bund
Deutſchlands mit Frankreich richte ſich nicht gegen andere Völ
ker, er ſei bedingt durch wirtſchaftliche Notwendigkeiten. Aus
ihm werde mit der Zeit ein Bund der ganzen Welt hervorgehen.
der die Grundſätze der wirtſchaftlichen Gerechtigkeit zur Wahr

Der Gedanke der Kontinentalpolitik ſei nichtsheit mache. nti ſeianderes als die Uebertragung der ſozialdemokratiſchen Forde-
rung der Gemeinwirtſchaft auf die Außenpolitik.

Ed. Bernſtein trat den Ausführungen der Korreferentin
entgegen. Dann wurde gegen 19 Stimmenthaltungen die fol-
gende von ihm beantragte Erklärung zum Friedens
vertrag angenommen:„Hinſichtlich derjenigen Beſtimmungen in dem der deutſchen

Republik von den alliierten und aſſoziierten Mächten auf-
diktierten Friedensvertrag, die dem deutſchen Volk ſelbſt beim
beſten Willen nicht einzulöſende finanzielle Veroflichtungen
guferlegen, es handelspolitiſch drückender Ungleichheit unter

kien und mehr als zwei Millionen Teutſcher unter
kratiewerfen

Fremdherrſchaft bringen, ſest die deutſche Sozial

II d

es für Elug gehalten, ſogar mit der Sowſelr? 7 Ausbreitung dese
mäßigung der furchtba a dtrn r m r

ren Laſten un ne ſoLöſung der Gebietsfr bei der alle Völker rem Rekommen. Sie weiſt r jeden Gedanken h e

tungskrieg, in welcher Form oder unter welcher Firma er
auch erſtrebt werden mag, ſchon jetzt das entſchiedenſte

Völkerfriedens,zurück. Sie S die Parteiwie ſie die Partei der Befreiung des Ausgebeuteien und

terte d Vater elr Parole „Re r alle er“ kämpft ſie für dasRecht des deutſchen Volkes.“
Folgende Reſolution Dr. Kramer wurde ebenfalls an

genommen:
Die Einigungskonferenz fordert, daß die Beziehungen der

Völker nicht mehr beſtimmt werden durch das Streben nach
errſchaft und Vereicherung, ſondern durch die große ſittliche
dee der gegenſeitigen Achtung, Gerechtigkeit u reund

chaft, die zum Bund gleichberechtigter Völker und zum
uernden Frieden führen muß. Die Vorausſetzung dazu

eht die Konferenz in dem Erſatz der kapitaliſtiſchen durch
ie S Geſellſchaft.folgt der dritte Punkt der Tagesordnung

Das Räteſyſtem.
Der Referent Kaliski (S. P. D.) ſagte u. a. der Räte

gedanke werde ſich durchſetzen, auch wenn die offiziellen Partei
e nichts davon wiſſen wollen. Weſen und Bedeutung

s Räteſyſtems ſeien noch ſehr wenig bekannt. Was gegen
dasſelbe vorgebracht wurde. ſei nichts als abgedroſchenes Agi-
tationsgezänk. (Lebhafter Beifall.) Redner S ſchefen Worten die nach der Revolution betriebene i ie
Hoffnung der Maſſen ſei nicht erfüllt worden, weil es an einer
r fehlte. Die Maſſen die ſich führerlosahen, ſeien infolgedeſſen in die Zerfahrenheit und Verwahr-
loſung geraten in der wir fie jetzt ſehen. Anſtatt eine neue
Wirtſchaft aufzubauen, man nur die Maſſen verhetzt.
(Stürmiſcher Beifall und Widerſpruch.)

Der Korreferent Döbbecke (U. Soz.) eröffnet ſeine Rede
mit einer Kritik der Ausführungen Kaliskis und ſcharfen An-
riffen auf die S. P. D., die daran ſchuld ſei, daß jetzt eine
olche Zerfahrenheit in der Arbeiterſchaft herrſche. Die Re

gierung arbeite mit Hochdruckgegen den Sozia-
lismus und für den Wiederaufbau der kapi-
taliſtiſchen Geſellſchaft. Cohen, der jetzt ſo warm für
die Arbeiterräte eintrete, ſei ſchuld daran, daß die Soldatenräte
beſeitigt worden ſeien. Der Redner kommt zu dem Schluß:
Die Einigung des Proletariats müſſe erfolgen auf dem Boden
des Räteſyſtems. Eine Verſchmelzung der Parteien ſei nicht
möglich, weil die r zwiſchen ihnen zu groß ſeien.
Unſere Aufgabe ſagt der Redner kann nur ſein, in unſerer
Partei auf eine Reviſion des Parteiprogramms hinauarbeiten,
das ein Programm des Proletariats und nicht nur das Pro
gramm einer Partei iſt. Dazu wird die U. S. P. durch einen
kräftigen Stoß getrieben werden müſſen. Als politiſch gleich
berechtigte Faktoren ſind die Arbeiterräte aus der Revolution
hervorgegangen. Jn dieſer Form müſſen ſie erhalten bleiben.
Hoffentlich werde die U. S. ihr Programm in dieſem Sinne
ändern und der linke Flügel der S. P. D. ſich ihr anſchließen.
(Lebhafter Beifall-einer Minderheit.)

Die weitere Verhandlung wurde auf Montag vertagt.

Verbandstag der Bergarbeiter.
Bielefeld, den 20. Juni 1919.

Fünfter Verhandlungstag.
4

Der fünfte Verhandlungstag der Bergarbeikter iſt wohl auch
der abwechſlungsreichſte und wichtigſte der ganzen Tagung
Begonnen wird mit der h der Statutberatung und
Abſtimmung über die einzelnen Paragraphen.

Die Generalverſammlung beſchließt neben Statutänderungen
rein interner Natur, daß in Zukunft die höchſte Gewalt nicht
mehr bei dem bisherigen Aktionsausſchuß ruht, ſondern direkt
in den Händen der Generalverſammlung. So find die wichtig
ſten Beſchlüſſe nicht von der Anſicht weniger abhängig, ſondern
von den legalen Vertretern der Bergarbeiterſchaft. Dieſe be
ſchloſſene Aenderung legt nun wirklich die Gewalt in die Hände
der Mitglieder.

Um die Erhöhung oder Nichterhöhung der Bei-
träge entſpinnt ſich eine ziemlich heftige Debatte. Zum
Schluß wird die vorgeſchlagene Erhöhung gegen 88 Stim-
men angenommen.

Bei der Frage der Unterſtützungsleiſtungen wollten
manche Diskuſſionsredner den Kampfcharakter des Verbandes
noch mehr betont wiſſen und verlangten Aufhebung der bisher
an Kranke, Jnvaliden uſw. gezahlten Unterſtützungen. Die
Generalverſammlung ſchließt ſich dieſer Anſicht aber nicht an
und beſchließt unter Betonung des Kampfcharakters die Weiter
zahlung von Unterſtützungen mit übergroßer Mehrheit.

Das ſo geänderte Geſamtſtatut wird auch mit übergroßer
Mehrheit angenommen.

Ein ganz beſonderes Kapitel für ſich bildet die Vorſtands-
wahl. Von der Zuſammenſetzung dieſer Körperſchaft hängt die
Zukunft des Verbandes ab; dieſe Zuſammenſetzung beſtimmt
die weiteren Wege des Verbandes. Jn der klaren Erkenntnis
dieſer Tatſachen ſagte ſich die überaus ſtarke Minorität der
Delegierten, daß an ausſichtsbarſter Stelle des Verbandes eine
andere Perſon ſtehen müſſe. Jn den erſten Tagen war
auch bei maßgebenden Verbandsperſonen dieſe Anſſcht vertreten.
So gab denn die Oppoſition kurz vor der Mittagspauſe
folgende von ihr einſtimmig beſchloſſene Erklärung ab:

„Der bisherige Verlauf des Verbandstages hat gezeigt, daß
in der Organiſation zwei Richtungen vorhanden ſind. Die
Oppoſition ſteht auf dem Standpunkt, daß, wenn in der Be
ſetzung und Taktik keine Aenderung eintritt, die

Maſſenanstritte aus der Organiſationnicht zu halten ſind. Die Oppoſition ſteht auf dem Boden einer
einigen, geſchloſſenen Organiſation. Das haben Referenten
ſowie Diskuſſionsredner mit aller Entſchiedenheit betont.
Wir ſind bereit, eine Verſtändigung herbeizuführen, um
die Organiſation zuſammenzuhalten! Deshalb ſchlagen wir
vor, von Jhrer Vorſchlagsliſte zwei Namen zu ſtreichen, unter
denen ſich unter allen Umſtänden der Kamerad Sachſe be
finden muß. Wir erheben Anſpruch anf den 2. Vorſitzenden
und ſchlagen dafür den Kameraden König (Mitteldentſch
land) vor. Lamerad Roſemann (Eſſen) bringen wir als
Sekretär in Vorſchlag. Für den erweiterten Vorſtand ver
langen wir prozentugle Vertretung. Wir ſtehen auf dem
Standvpunkte: die Sache über die Perſon zu ſteſlen. Für die
Folgen, die aus einer eventnellen Ablehnung unſeres An-
trages entſtehen, ſind wir nicht verantwortlich zu machen. Die
Verantwortung tragen die Kameraden, die einer Verſtändi-
gung ablehnend gegenüberſtehen. Wir richten deshalb in
letzter Stunde den Appell an die Kameraden, unſeren Vorſchlag
anzunehmen.“
Dieſe Erklärung ruft Hue auf den Plan, der erklärt, daß,

wenn einer gehen müſſe alle anderen freiwillig gehen würden.
Er klagt die Oppoſition an, daß ſie es geweſen ſei, die den
parteipolitiſchen Streit in den Verband getragen habe. (1) Hue
arbeitet mit ſtarken Affekten und hat unverkennbar Eindruck
auf die Hörer gemacht. Das beweiſt der ſtarke Veifall.

Nach der hierauf eingetretenen Mittagspauſe verſucht Löff-
ler einen Kompromiß zuſtande zu bringen. Die Ovpvoſition
ſoll auf den engeren Vorſtand verzichten und dafür zwei geeig
nete Genoſſen als Verwaltungsbeamte vorſchlagen.

Als Sprecher der Oppoſition nimmt noch König das Wort
und erklärt unter Beifall, daß ſie ſich auf keinen Kompromiß ein
laſſen könnten.

Darauf treten beide Fraktjonen in Sonderberatungen, die er
gebnislos verlaufen, da die Mehrheit für Sach ſe eintritt, So
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Jn ſehr ſpäter m r r r nnt Waldheckerwern Referat: Der ewerkſchaftskon r
ahlder Delegierten Referent geht auf Aufgabendes Kongreſſes ein und wünſcht daß der Kongreß neue Weg

und Richtlinien weiſen möge. Das Referat dauert bis Schluß
des Berichtes an.

Verbandstag der Holzarbeiter.
Die Beratungen am Sonnabend drehten ſich in der Haupt

ſache um interne geſchäftliche und verwaltungstechniſche An
a des Verbandes Abgelehnt wurde ein Antrag,
e Gauvorſteher auf den Gautagen zu wählen. Sämtli

Gauvorſteher wurden vom Verbandstag en bloe wiedergewählt.
Vorſtandswahl ergab ber geheimer Abſtimmung

von 154 abgegebenen Stimmen bei 37 weißen Zetteln für Lei-
part 115, Schneegaſt 114, König 115, Neumann 115, Dam
mer 76 Stimmen. Der Vorſtand iſt ſomit wiedergewählt.

Zur Vorſtandswahl erklärte Leipart: Als ſich 48 Dele
977 für die Reſolution Siegle erklärten, die dem Vorſtand

ißbrauch des Vertrauens und Verrat der Arbeiterintereſſen
vorwirft, habe ich den Beſchluß gefaßt, eine Wiederwahl
nicht anzunehmen. Ich habe die Gauvorſteher informiert,
welche mir erklärten, daß das Vorſtandsintereſſe mein
Bleiben unbedingt erfordere. Ich dürfe meinen Entſchluß nicht
ausführen, da ſie dann ebenfalls die Wiederwahl ablehnen
müßten. Nachdem die weiteren Verhandlungen ergaben. daß
es ſich bei dem Streit lediglich um politiſche Dinge handelte,
die außerhalb des Verbandes ſich d r haben. die Oppo
ſition aber meine gewerkſchaftliche Tätigkeit an
erkannte, mache ich meinen Beſchluß rückgängig und nehme
die Wahl an. (Bravol)

Zur Frage der Abſchaffung der Lokalbeiträge wird ein An
trag einſtimmig angenommen, welcher es den Zahlſtellen
r bei wichtigen Anläſſen, Streiks uſw., örtliche Beiträge
zu erheben.

Wie am fang ſo kam es auch am Schluß noch einmal zu
n useinanderſetzungen. s lag einntrag Berlin, Braunſchweig und Düſſeldorf vor,das liglied Guſtav Noske a ſchließen. Der
Berichterſtatter der Kommiſſion empfahl Ueberga 5 u rTagesordnung, da der Ausſchluß nicht von der Ja in
ausgegangen iſt, bei der Noske als Mitglied eingetragen iſt.
Das ſei ſtatutenwidrig. Der Verbandstag ſchloß ſich mit d3
gegen 48 Stimmen dem Antrage der Kommiſſion an. Darauf
verließen die Berliner Vertreter unter ſtür-
miſchem Proteſt den Saal.

Ein Antrag Hamborn, den während des Generalſtreiks
gewaltſam an der Arbeit verhinderten Kollegen die ſtatutariſche
Streikunterſtützung auszuzahlen, wurde abgelehnt. Ebenſo
wurde ein Antrag Adlershof abgelehnt, die An
gehörigen der Freiwilligenverhände aus dem Ver-
bande auszuſchließen und ſie nicht mehr aufzunehmen.

Zum Gewerkſchaftskongreß gab Leipart einige
kurze Anmerkungen. Jn dieſem Punkte wurde eine Reſo
lution angenommen, in der die Delegierten zum Ge
werkſchaftskongreß aufgefordert wurden, auf den Zuſam
menſchluß der berufsverwandten Organiſationen zu ein-
heitlichen Berufs bzw. Jnduſtrieverbänden hinzu
wirken, und ebenſo eine Vereinheitlichung der Or-
ganiſationseinrichtungen anzuſtreben. Ange
nommen wurde auch ein Antrag. der den Gewerkſchafts
kongreß auffordert, eine ge ſetzliche Regelung der Ar
beiterferien bei der Regierung zu beantragen.

Damit waren die Arbeiten des Verbandstages erledigt.
Leipart gab einen kurzen Rückhblick auf die arbeitsreiche

Woche und ſchloß mit einem Hoch auf den Verbandstag

Generalverſammlung des Leder
arbeiterverbandes.

Jm Gewerkſchaftshauſe zu Berlin fand vom Monkag, den 10.
bis Freitag, den 20. Juni die Generalverſammlung des Ver
bandes der Lederarbeiter Deutſchlands ſtatt. Zu Vorſitzenden
der Generalverſammlung wurden gewählt Mahler- Berlin und
Lang-Gera. Aus dem Geſchäftsbericht iſt hervorzuheben, daß
das Anwachſen der Mitgliederzahl bereits 1917 einſetzte. Der
Zuwachs betrug 1917 1700 Mitglieder, 1918 6000 Mitglieder
und ſeit der Revolution 14 000 Mitglieder, ſo daß die gegen
wärtige Mitgliederzahl über 30000 beträgt. Der Vorſitzende
ſtreifte in ſeinem Rechenſchaftsbericht alle wichtigen Ereigniſſe
im Verbande und in der Jnduſtrie. Ueber die Notwendigkeit
der Einrichtung von Betriebsräten ſelbſt beſtehe kein Zweifel.
höchſtens über deren Tatigkertsbereich. Er mahnte, die politi-
ſchen Gegenſätze ſachlich auszutragen und jede politiſche Mei
nung zu reſpektieren.

Jn der Diskuſſion ſpielte die Zeichnung von Kriegsanleihe
durch den Vorſtand eine hervorragende Rolle. Ein Antrag
Stuttgart, der die Zeichnung mißbilligt und für etwaige mate-
rielle Schäden die Vorſtandsmitglieder haftbar machen will,
wurde abgelehnt, nachdem als Grund für die Zeichnung ledig
lich finanzielle Momente als maßgebend bezeichnet wurden.
Angenommen tvurde ein Antrag auf Verſchmelzung mit den
berufsverwandten Verbänden zu einem Jnduſtrieverband.

Die Finanzlage des Vorſtandes iſt trotz hoher Ausgaben für
Familien- und Arbeittloſenunterſtützung ſtabil geblieben wäh-
rend des Krieges. Die neutrale Haltung des Verbandsorgans
wurde im allgemeinen anerkannt. Darauf wurde dem Vor
ſtand, der Kaſſenführung und der Redaktion einſtimmig Ent-
laſtung erteilt.

Ueber Lohnbewegung und Tarifverträge referierte Mahler.
Seinen Ausführungen war zu entnehmen, daß ſich das Tarif
weſen unter der ſeither rückſtändigſten Schicht der Lohgerber
ſeit der Revolution ſtark entwickelt hat. Es beſtehen zahlreiche
Firmen, Orts- und Bezirkstarife. Die Schaffung von Reichs
tarifen ſoll nicht forciert werden, ſondern der Entwicklung
überlaſſen bleiben. Dasſelbe gilt auch für die Weißleder-
induſtrie. Dagegen beſteht für die Handſchuhinduſtrie ein kurz
friſtiger Reichstarif.

Die Generalverſammlung faßte einſtimmig den Beſchluß auf
Auſhebung der Zwangswirtſchaft in der Lederinduſtrie

Die internationalen Beziehungen ſollen möglichſt bald wieder
aufgenommen werden und zwar nicht nur mit den neutralen,
ſondern auch mit den kriegführenden Nationen.

Zum GHewerkſchaftskongreß wurden 6 Delegierte gewählt.
Bei der Statutenberatung ſtand die Erhöhung der Streil-

unterſtützung im Vordergrund. Es wurde beſchloſſen. die
Streikunterſtützung zu erhöhen unter gleichzeitiger Erhöhung

des Beitrages. ßVorſtand und Redaktion wurden einſtimmig wiedergewählt
eher waren die Arheiten der Generalverſammlung er
edigt.

Teramworilich für Politik Und Varteinachrichten: Eart Vog; far Has
und Saalkreis und für Aus der Provinz. Gottlieb Kaeparet; für
Hermann Schade; Berlag Volksdlatt G. m. b. S. Druck: valleſche Geno
ſchaftehnechdruckerei, G. in. b. S., ſämtlich im Halle.

Svrechſtunde der Redaktion von 12 bis 1 Uhr.

rbeiter, tretet den Vereinen der
Unabhängigen Sozialdemokratie bei

und werdet CLeler des Volksblattes!
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Halle und Saalkreis.
Halle, den 24. Juni 1919,

Sozialdemokratiſcher Verein für Halle u. Saalkreis.
(A. S. P.)

Eine Anzahl Sammelliſten für die Stadtverordneten und Ge
meindevertreterwahlen ſind noch nicht abgerechnet worden. Wir
bitten, ſofort auf dem Sekretariat dieſe Liſten abzugeben, ganz
gleich, ob darauf gezeichnet wurde oder nicht. Sammelliſten für
die Opfer der Juſtiz werden im Sekretariat ausgegeben. Auf
einſtimmigen Beſchiuß der Kreis Generalverſammlung beträgt das
Eintrittsgeld in die Partei von jetzt an 50 Pf., der Beitrag für
männliche Mitglieder pro Woche vom 1. Juli an 20 Pf. für
weibliche Mitglieder pro Monat 30 Pf. Mitglieder, deren Beiträge
längere Zeit nicht kaſſiert worden ſind, werden erſucht, ihre genaue
Adreſſe mit Wohnungsangabe uns mitzuteilen. Die neugewählten
Diſtriktsführer werden gleichfalls dringend erſucht, ihre genauen
Adreſſen uns mitzuteilen.

Auf einſtimmigen Beſchluß der Vertrauensmänner der Gewerk
ſchaften und der Partei der U. S. P. haben alle die Angeſtellten
und Arbeiter, die am Tage der Beerdigung der Genoſſin Luxem
burg ihren Gehalt oder Lohn an dieſem Tabe erhalten haben,
dieſen Betrag an die Parteikaſſe abzuführen. Die Beträge, die
aus den verſchiedenen Betrieben eigehen, ſollen im Volksblatt ver
öffentlicht werden und ſollen dem Fonds für die Opfer der Juſtiz
zugeführt werden.

Das Parteiſekretariat der U. S. P.
Harz 42/44, 2 Treppen, Zimmer 23.

Das Gebot der Stunde.
n einer intereſſanten Auseinanderſetzung über die Stellung

nahme zum Friedensvertrage kam es in der Verſammlung der
K. P. D., in der die Genoſſin Talheimer- Stuttgart referierte.
Die Ausführungen der Rednerin ſtachen durch ihre vornehme und
ſachliche Tonart ſehr angenehm von dem hyſteriſchen Geſchrei
gewiſſer Kommuniſten ab, die da glauben, durch lautes Ge
ſchimpie auf die U. S. P. der Sache des revolutionären Prole-
tarigts zu dienen. Genoſſin Talheimer hob in ihren allgemeinen
Ausführungen über die Politik und Taktik, die vom Proletariat
nun betrieben werden müſſe, hervor, daß man aus den Kämpfen
und Einzelaktionen der ketzten Zeit lernen müſſe, ſich nicht in
lokalen Putſchen zu zerſplittern. Nicht von oben könne die Räte-
republik dekretiert werden, ſondern von unten auf müſſe ſie ſiegen,
wenn die Maſſen dazu reif ſeien. Keine Jlluſionen ſolle
man den Maffen machen, ſondern ihnen ſagen, daß nur
Opferwilligkeit, Energie, Zähigkeit und Unverwüſtlichkeit uns aus
dem Elend herausbrächten. Dieſer Teil der Ausführungen wurde
von den Verſammelten mit großem Beifall aufgenommen Meinungs-
verſchiedenheiten ergaben ſich nur in der Stellung zum Friedens-
vertrage. Genoſſin Talheimer meinte, man ſtärke durch die Unter
zeichnung den weſtlichen Jmperialismus, man müſſe aber durch
die Nichtunterzeichnung die deutſche Revotution ſtärken. Die
U. S. P. betreibe eine falſche Politik, wenn ſie für Unterzeichnung
gintrete und auf die Weltrevolution warte, die wie die gebratene
Taube uns in den Mund fliegen ſolle. Ob die kapitaliſtiſchen
Regierungen untereinander Verträge ſchlöſſen, müſſe dem Prole-
tariat gleichgültig ſein. Es müſſe jeden ſolcher Verträge ablehnen.

Jn der ausgedehnten Diskuſſion kritiſierte in eingehender Weiſe
Genoſſe Scholem die Stellung der K. P zur Friedenefrage.
Er erklärte, daß die U. S. P. niemals für dieſen Frieden verant
wortlich gemacht werden könne, denn ſie habe die verhängnisvolle
Politik, die zu ihm geführt, auf das Entſchiedenſte bekämpft. Die
Gründe, warum wir in dieſem Augenblick für Unterzeichnung
einträten, ſeien dieſelben, die Leuin veranlaßt hätten, den Frieden
von Breſtlitowſk zu unterzeichnen. Man müſſe eine Atempauſe
haben. Die r der Ablehnung für Deutſchland ſeien ent
ſetzlich. Der Hungertod vieler Tauſende würde eintreten, nicht
durch die Blokade, ſondern durch die nene der Eiſen
vahnen, wodurch die großen Städte, wie Halle, völlig dem Ver-
derben anheimfielen. Unter dem Beifalle des des üpermiegen
Teiles der Verſammlung warnte der Redner vor der Jlluſion,
daß wir nus Rußland jetzt Lebensmittel bekommen könnten. Die
Lebensmittel mögen vorhanden ſein, aber die Verkehrsmittel und
der Betriebsſtoff für den Verkehr, die Koble, fehlen, um ſie zu
uns zu bringen. Deswegen ſei es geſährlich, jetzt von Nicht
unterzeichnung zu ſprechen; man müſſe die Wirkungen des Friedens
vertrages auſheben durch das Weitertreiben der Revolution, der
Weltrevolution.

Die weitere Diskuſſion brachte die bekannten Ladenhüter, mit
denen die Dutzend- Kommuniſten gegen die U. S. P. krebſen gehen
und die zehnmgl wiederlegt, zwanzigmal wiedergekäut werden.
Die Referentin verſuchte im Schlußwort zu beweiſen, daß die
Haltung der ruſſiſchen Genoſſen zum Frieden von Breſt hätte
anders ſein können, weil dort die Revolution ſchon geſiegt hatte.
Aber nur ein Teil der Verſammlung ſchloß ſich dieſen Aus-
führungen an. Der Erfolg des Abends war, daß einmal ſachlich
über die geringen Unterſchiede zwiſchen den beiden Parteien dis-
kutiert wurde, wobei die U. S. P. nicht ſchlecht abgeſchnitten hat.

Elternabend des Halliſchen VolksſchullehrerVereins.
Unter den ſchattigen Kaſtanien des Vollsparks fand am Freitag

abend der erſte Elternabend des Halliſchen Volksſchullehrer Vereins
ſtatt. Die Veranſtaltung war gut beſucht, wir hätten ihr aber
noch vielmehr e gewünſcht; denn der Vortrag des Herrn
Herbſt über „Die Einheitsſchule mit beſonderer Berückſichtigung
der Grundſchule“ geht alle Väter und Mütter des werktätigen
Volkes an. Der Vortragende hat ſehr recht, wenn er betonte,
daß die Volksbildungsfroge ein weſentliches Stück unſeres Planes
für den Ausbau des Volksſtagtes ausmacht. Jn ſeinen durch
ſichtigen I ſtündigen Darlegungen ging er beſonders auf die
Bedeutung der Grundſchule im Einheitsſchulbau ein. Aus erzieh

li unkerrichtſichen und volkewirtſchaftlichen orderte die Grundſchule mindeſtens 6 Jahre.
rigen hauteer den Einheitsſchulplan auf den forderungen de Crhntet

Programms auf: heitlichkei
o

eltlichkeit, Unentgeltlichkeit.Seine außerordentlich feſſelnden 3 geheusführungen fanden ungeteilten
Beifall der aufmerkſamen Zuhörer. An der ſich anſchließenden
lebhaften Ausſprache beteiligten 48 Frau Röpert, die die Privat
ſchulen bekämpfte, Herr Lehrer der die Eltern aufforderte,
mit den Lehrern Hand in Hand zu 4 en in der Arbeit an unſern
Kindern, und Frau Binner, die die Mütter an ihre Pflichten gegen
ihre Kinder exinnerte, Jn geren Ausführungen gab Genoſſe
Kürbs er Genn ung darüber Ausdruck, daß die Lehrer ſeit
dem 9. November ihre frühere ablehnende Haltung gegenüber der
Arbeiterſchaft aufgegeben hätten und forderte ſie n reger Mit
arbeit im neuen Deutſchland auf. Beim Unterrichtsminiſterium
wäre vorerſt von der neuen Zeit noch nicht viel zu ſpüren wenn
es um einer Erſparnis von 4000 Mk. willen von einer Reform
Abſtand näßme, ſo müßte man an ſeinem Sozialismus zweifeln.
Genoſſin Krüger ging ausführlich auf die Frage des Religions
unterrichts in der alten Standesſchule ein und verlangte für die
Einheiteſchule die Befeitigung der Religion als Unterrichtsfach.

n ſeinem Schlußwort ſagte der Vortragende, in den Pripat
chulen, die wahrſcheinlich in großer Zahl entſtehen würden, ſfähe

er keine Gefahr für die Einhbeitsſchule. Je vollkommener letztere
ausgeſtattet würde, deſto er Ausſicht hätten erſtere auf
Beſiand. Die Frage des Religionsunterrichts denke man ſich in
der in der Weiſe e daß ein geſchichtlicher Reli

ionésunterricht erteilt, das Konfeſſionelle aber der Kirche über
aſſen würde. Auch der geſchichtliche Religionsunterricht ſolle für

Lehrer und Schüler unverbindlich ſein. Dem Unterrichtsminiſterium
gegenüber empſahl er Geduld. Man dürfe nicht von heute auf
morgen die Verwirklichung der fortſchrittlichen Jdeen erwarten,
ſolange der geſamte Verwa! ingskörper zum größten Teil der des
alten Klaſſen tes ſei. Für die geringe Anteilnahme der Eltern
an der Schul 9 er einen Grund in der Tatſache, daß die Lehrer
zu wenig Fühlung mit ihnen gehabt hätten das ſollte nun anders
werden. Mit dem Gruße Auf baldiges Wiederſehen ſchloß er
unter anhaltendem Beifall. Herr Lehrer Görſch und der Vor
itzende des H. V V. luden zu dem am Mittwoch, den 25., in den
haliafälen ſtattfindenden TewsAbend ein.

Freie Jugend. Heute abend 8 Uhr 4. Vortragsabend
Thema: Naturwiſſenſchaft.

Volkspark. Wir weiſen nochmals auf den Kunſt Abend alter
und neuer Meiſter bin, der heute veranſtaltet wird. Der Beſuch
iſt allen, die eine Erholung in der Kunſt ſuchen, zu empfehlen.

Alſo ſprach Noske! Noske hat viel geredet während ſeiner
er Regierungszeit, genau wie ſein großes Vorbild Wil
elm der Ausreißer. Und Noske wird weiter „ſchöne“ Reden

halten, denn er iſt auch im Kabinett Bauer wieder als Reichswehr
miniſter untergeſchlüpft. Jn dem von den Rechtsſozialiſten in
Weimar zur Aufführung gebrachten Jahrmarktsmelodrame hat der
ebemalige Sozialiſt Noske bekanntlich die auf dem Parteitage an
weſenden Bonzen durch die berühmten „Entbüllungen“ wieder
einzufangen verſtanden. Seine dort gegen die Unabhängigen ge-
ſchleuderten Worte werden, wie zu erwarten war, von den wil
helminiſchen Militariſten zu Reklamezwecken weidlich ausgeſchlach-
tet. „Wir harren aus Scheidemann ſagte: „Wir haltendurch Die Macher der Halliſchen er ee benutzen
dieſe Phraſen, um für ihre Zweck Stimmung zu machen, und in
großen Anzeigen in der bürgerlich-rechtsſoztaliſtiſch Lokalpreſſe

um Eintritt in ihre famoſe Schutzwehr aufzufordern. Dabei ent
chlüpft den Herren das Seſtändnis, daß ihre Garde nicht, wie
beuchleriſcherweiſe immer behauptet worden iſt, zum Schutze des
Eigentums, ſondern zum Kampfe gegen den Sozialismus gebildet
worden iſt. „Wir wollen den Trupven Roskes den Rücken
decken Richtig! „Die CEinwohnerwehr iſt der Damm gegenSpartakns' Sturmſiut“ Und was wollen die „Spartakiſten“
Die Verwirklichung des Sozialismus Die Einwohnerwehren
ſind von uns ſofort erkannt worden als Kerntruppen der Gegen
rerolution. Noske hat in ſeiner zitierten Rede aber noch etwas
anderes geſprochen, das mitzuteilen den Rechtsſozialiſten aller
dings nicht einfallen wird: Noske ſagte, daß er ſeine weißen
Garden unr dorthin geſchickt habe, wohin ſie von ſeinen
r ansdrücklich gerufen worden ſind.a man einem Wehrminiſter wohl mehr Glauben ſchenken darf,
als den Verſicherungen gewöhnlicher Sterblicher, ſteht alſo ſeſt,
daß die Noskegarden in den kritiſchen Märztagen von den

e Rechtsſozialiften gerufen worden ſind. Da gegen die
ehauptung Roskes weder auf dem Varteitag noch in der ab

hängigen Preſſe Widerſpruch erhoben worden iſt, ſind wir einiger
maßen geſpannt darauf, welche Ausreden man diesmal finden
wird.

Der freie Tag der Muſiker. Jm Reichshof fand am Montag
eine Verſammlung von Muſikern und Beſitzern von Kaffeehäuſern,
Reſtäurants, Lichtſpielhänſern uſw. ſtatt, um Stellung zu nehmen
u der Forderung, den Enſembeln-Muſikern einen freien Tag in
er Woche zu gewähren. Der Wunſch wrrde von dem Vorſitzenden

des Enſemble-Muſiker-Bundes (einer Sektion des Allgemeinen
deutſchen Muſiker-Verbandes), Herrn Kapellmeiſter Auguſtin, ver
treten. Es ſeien ſoziale und Gründe, die zu der

orderung führten. Jn allen Teilen des Reiches treten jetzt die
MNuſiker mit dieſer Forderung hbervor, und ſie ſei ſchon vielfachbewilligt und durchgeführt worden. Es ſei nicht menſchenwürdig,

jahraus jahrein alltäglich arbeiten zu müſſen. Da mußte auch das
re vernachläſſigt werden. Jm Anſchluß daran ſprach

rbeiterſekretär Kleeis, der als Vertreter des Gewerkſchaftskartells
herbeigezogen und entſandt worden war, über das Tarifweſen und
die Berechtigung des Verlangens. Das für alle übrigen An
geſtellten und Arbeiter geltende Seſetz: Sechs Tage ſollſt du arbeiten
und am ſiebenten ruhen, müſſe auch für die Muſiker gelten. Die
zahlreich anweſenden Unternehmer und Leiter von Vergnügungs-
lokalen ſprachen ſich auch zuſtimmend aus. Es wurde deshalb de
ſchloſſen, vom Juli an den freien Tag einzuführen. Er ſoll
einheitlich anf den Montag gelegt werden, damit die Durchführung
überwacht werden kann und auch den Arbeitgebern durch ander

welkige u (wenn in dem einen Lokal e wird und
nicht) kein 72 entſteht. r vomffeehau Reſtaurants77 en ſtetnden Noch nicht ganz gmehr an den Mon

urde, wie ſich die Lichtſpielhäuſer mit der Forderrng, deren
v auch ſie anerkannten, abfinden werden. Hier wurden
techniſche Bedenken vorgebracht. Von Einzelbeurlaubungen ſoll

abgeſehen werden.
Die Jutendantenfrage beim Stadttheater: Die Saale HZt

wil wiſſen. daß der Magiſtrat beſchloſſen habe, Herrn Dir. Sachſe
vom I. Septemder ab auf 4 daher als Jntendant anzuſtellen. Es
wäre ſehr intereſſant zu erfahren, von wannen der SaaleZeitun
dieſe Kenntniſſe kommen, da unſeres Wiſſens im Theaterausſchu
der Stadtverordneten Verſammlung noch keine Verhandlungen
darüber gepflogen wurden. Aber wer gute Freunde und Vettern
hat, hört das Gras wachſen. Natürlich zielt die Art dieſer Mel
dung nur auf eine Stimmungsmache heraus, denn die Saale-
Zeitung hat ſcheinbar keine beſonderen Sympathien für Herrn Sachſe
und wünſcht nichts ſehnlicher, als daß man ihn nur auf 1 Jahr
verpflichte, weil ſie genau weiß, daß der Direktor dann lieberehen würde. Bei Segründen ſeiner Stellungnahme gehe, ſo

chreibt die Saale-Zeitung, der Magiſtrat von der Erwägung aus,
daß Sachſe bewieſen habe, daß er ſich voll und ganz für den n
eigne. Er habe in Kriegszeiten das relativ Beſte vollbracht, ſagt
der Magiſtrat, und würde in Friedenszeiten das abſolut Gute
hervorbringen. Das Gehalt ſoll auf 20000 M. bemeſſen werden,
uns das Anſtellungsverhältnis ſoll ſich nach den geſetzlichen Vor
ſchriften üher den Privatdienſtvertreg richten.

Die Eintzeitsſchule. Der bereits angekündigte Vortrag des
Herrn Tews über die Cinheitsſchule, welcher Mittwoch Abend in
den Thaliaſälen gehalten wird, ſei nochmals aufs wärmſte empfohlen.

Etadttheater. Heute, Dienstag, gelangt Richard Wagners
Rbeingold zur Aufführung. Mittwoch geht unter der Spielleitungvon Oberſprelleuer Theo Modes das Trauerſpiel Sappho von

Franz Grillparzer in Szene. Donnerstag Der Zigeunerbaron,
Freitag Kümmelblättchen, Sonnabend nachmittag 3 Uhr Schüler-
vorſtellung Wilhelm Tell, abends 8 Uhr VII. Sinfonie-Konzert
Sonntag nachmittag Volksvorſtellung Ueber unſere Kraft, 1. Teil,
abends 7 Uhr Die Walküre.

Der falſche Kriminalbegmte. Jn den letzten Tagen iſt hie
ein Mann aufgetreten, der ſich fälſchlich als Kriminalkommiſſar
ausgab und als Ausweis eine Photographie vorzeigte. Er hat
die Wohnungen nach angeblich geſtohlenem Gut und in einen
Falle nach gefälſchten Hyvothekenbrieſen durchſucht und in mehreren
Fällen größere Geldſummen an ſich genommen, darunter waren
ruſſiſche rnd rumäniſche Banknoten. Der Täter iſt etwa 25 bis
80 Jahre alt, 165 bis 168 groß, dunkelblond, trägt Ohrenbart
(ogen. Koteletts), grauen Anzug und grauen Hut mit ſchwarzem
Band. Angaben, die zur Ermittelung des Täters führen, wolle
man umgehend der Kriminalpolizei mitteilen.

Aus den Gerichtsſälen.
Mordprozeß Klüber.

Am Montag r vor dem Schwurgericht der große Prozeß
gegen Bauer und Genoſſen wegen ſchweren Landsfriedensbruchs
und Ermordung des Oberſtleutnants v. Kiüber. Angeklagt ſind
der Militärinvalide Otto Bauer, Mechanmker Erich Fiedler,
Geſchirrführer Kurt Kyritz, Füſilier Rudolf Richter, Schau-
ſpieler Heinrich Gierhold, Schloſſer Max Jungmann,
Arbeiter Otto Musculus, Heizungsmonteur Max Rädel,
Soldat Stephan Thaler, Soldat Oskar Suhle und der Maurer
Max Kelz. Alle 11 Angeklagte ſind beſchuldigt, am 2. März
an einer öffentlichen Zuſammenrottung teilgenommen zu haben,
die ſich gegen den Oberſtleutnant v. Klüber richtete. Bauer,
Fiedler, Kyritz und Gierhold ſind insbeſondere angeklagt, Klüber

emeinſchaftlich getötet zu haben. Für den erſten und zweiten
ag ſind allein 68 Zeugen geladen. Auch einige Sachverſtändigeſind anweſend. Die 14 Geſchworenen ſetzten ſt zuſammen aus

4 Kanſleuten, 1 Jngenieur, 2 Rittergutsbeſitzern, je ein Maler
meiſter und Tiſchlermeiſter, 1 Bankvorſteher, 1 Lagermeiſter,
1 Prokuriſt, 1 Fahrſteiger, 1 Buchdruckereibeſitzer.

Nach Feſtſtellung der Perſonalien der Angeklagten, die ſämtlich
gedient und zum großen Teil im Felde waren, wurde als Erſter
der Hauptangeklagte Bauer vernommen. Er beſtritt alle ihm zur
Laſt gelegten Vergehen. Die zadlreichen Zeugenausſagen, die ihm
von dem Vorſitzenden entgegengehalten wurden, ſeine früheren
widerſprechenden Ausſagen, wies er klar und beſtimmt als unwahr
zurück. Er will aus Mitleid in der Leipzigerſtraße ſich des miß-
handelten, blutenden Klüber angenommen haben, um ihn v
dem Roten Turm z bringen. Klüber ſei weder von ihmen
von der Menge g chlagen worden. Vom Roten Turm aus wollte
er ihn nach der Brunnenſchule dringen. Jn der Kleinen Ulrich
ſtraße 29 ſei die Menge ſo erregt geworden, daß er Klüber in das
Haus gedrängt habe. Da niemand bereit war, ſeinen Schützling
aufzunehmen, habe er ihn in den Abort eingeſchloſſen. Darauf
ſei der Angeklagte Rädel mit anderen Soldaten gekommen und
habe die Herausgabe Klübers geſordert. Er habe ſich dem nicht
widerſetzen können und wollte mit nach der Brunnenſchule gehen,
um Klüber zu ſchützen. Alle Einwände des Vorſitzenden, daß er
die Menge aufgehetzt habe, daß er geſagt habe, der Herr habe ge
ſchoſſen, er wolle ihm den Garaus machen, ſtellte Bauer in Abrede.
Bauer beſtritt, überhaupt mit jemand geſprochen zu haben. Die
Soldaten ſeien vorweg gegangen, er dicht neben Klüber. Die
Menge habe den Transport nach der Saale zu gedrängt. An die
Saale kommen und Klüber hineinwerfen, wäre eins geweſen. Er
habe keine Waffe gedabt und ſomit auch nicht auf Klüber ſchießen
können. Der Angeklagte ſchilderte dann den Vorgang an der
Brücke und beſtritt, irgendwie beteiligt geweſen zu ſein. Auch habe
er nicht den ievolver hinter Klüber hergeworfen mit den Worten:
„Da, nimm den Revolver mit ins Grab“. Alle Vorhaltungen,
daß er auf dem Heimwege ſich ſeiner Tat gerühmt habe, verneint/
der Angeklagte.

Es wird in der Vernehmung der Angeklagten fortgefahren.
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(I. 6. v. 5)
Donnerstag, den 26. Juni 1919, abends S Uhr,

im „Volkspark“, Burgſtraße 27:
Aüikglieder Verſammlung

Tagesordnung:
1. Vortrag des Genoſſen Kasparek über:

Sozialismus und Kommunismus.
2. Vereins-Angelegenheiten.

Um recht zahlreiches Erſcheinen der Mitglieder in Anbetracht
der Wichtigkeit der Tagesordnung wird erſucht.

Kitgliedsdnh legitiwiert.

Gbhzigldemolrut. Verein für Holle Mersevurg
Gasthof

„Thüringer Hof
Fernſpr. 202,

Ecke Weitgenfelſerſtraße,
Halteſtelle der Fernbahnen.
Altbekanntes renommiertes

S. P. Lokal am Platze,
empfiehlt ſeinen geräumigen

Saal, Garten, ſowieReſtaurations Lokalitäten
zur gefl. fleißigen Benutzung

aufs Angelegentlichſte.
Angenehwſter *786

Familien Anfenthalt.
Einſtellung für mehrere

hundert Fahrräder.
Um geneigtes Wohlwollen

bittet Bruno Knooehe,

2005

Apslehts- empueslt dieDer Vorſtand. pestkarter fette

l. S. Jelitzseh. S.
Mittwvoch, den 25. Juni, abds. S Uhr,

im „Lindenhof“: 1377
Oeffentl. Frauenverſummlung.

Tagesordnung:
Die Fran und die Politik. Z.

Referentin: Genoſſin Kröger--Halſe.
Alle Frauen und Mädchen werden d dieſer Verſamm-

iung eingeleden. Der Vorstand.
Wolfen b. Bitterfeld.
éozlaldemokratiſcher Verein (I. 6. P. D.).

Alle welche ſich der KommnuniſtiſchenPartei nicht angef ſchloſſen baben, werden erſucht, ſich

Mittwooiz, 7 Uhr, im Lokale des Herrn
Kipping ei: nfinden zu wollen. Mitgliedsbuch iſt mit
zubringen. Diejenigen Partergenoſſen, welche durch Arbeit
oder aus anderen Gründen verhindert ſind, zu erſcheinen,wollen ſich unter Vorlegung des Mitgliedsbuches beim
Wlrreer, Genoſſen Alwin Steuer, Waldſtraßze

melden. 2137Metallarbeiter- Verband
Verwaltung Halle.

Freltag, den 27. Jnni, abends 7 Ubr,
im Gewerkſchaftshaus:

Bränchen-Versummlune
der Klempuer, Juſtalateure u. deren Helfer.

Tagesordnung:
Vericht über die ſtattgefundenen Verhandlungenmit z gunung.

Die Branchekolkegen werden ſzuvt, Mann für u
in dieſer Verſammlung zu erſcheinen.Die SranHeyſeitnne

Alle Oebſter,
welche im Saalkreis und Umgebung Obſtſtraßen
und Plantagen gepachtet haben, werden hierdurch zu

der am 1987Mittwoch, den 25. Junt, nachmittags 3 Uhr,
ſtattfindenden

t 37 ch 9 t u güpererdentüchen Perſammlun
im Reſtaurant zum Markgrafen, Bräderſtraße,

eingeladen. Jn dieſer Verſammlung wird ſpeziell die
tet erfolgte Pachtpreisermäßig ung ſeitens der Kreis

d Provit t den beſprochen werden, da die demOehſter zugedilligten Beträge bie zum Verkauf des
Obſtes unzurei ichend find.
Verbund der Chrtpächter und cRäncler

des Regierungsbezires Herseburg.
Sig: Halle a. d. S.

276Millionenartikel.
Von jedermann gekauft, für jedes Geſchäft ge
eignet, ſehr leicht verkäuflich, Muſter geg. 50 Pf.

Bernhardt, Gr. Ulrichſtr. 45,

ſtraße 33, Sprengel Rink,

Teicha u. Amg.
mittwoeh, den 25. Juni er., ahonds 8 Uhr,

im Gasthaus in Groitsoh:
dekkentllche Volksversammlung,.

Tagesordnung:
Wie ſteht es mit der Lebensmittelverſorgung in

unſeren Ortſchaften
r bireiches Erſcheinen der Eine ne iſt Pflicht.

Her Arbdeiterrat,

Ankliche Belunutwachungen.

S iaiis.Städtiſcher Verkauf von Butterſchmalz
in der Talamtſchule am Mittwoch, den 25. Juni. Zu
gelaſſen zum Einkauf werden die Inhaber der Nummern
der Lebensmittelſcheine 80 01 10000, vormittags von 8 bis
12 Uhr und die Jnhaber der Numn tern 10001 13000, nach-
mittags von 2 Vis 6 Uhr. Für jede Perſon eines Haus-ba! tes werden 50 Gramm Saae wut zum Preiſe von

75 Pf. abgegeben.
Der Magiſtrat.Halle, den 24. Juni 1919.

Der Verkauf von Kunſtkonig beginnt am Mittwoch,
den 25. Juni. Für jede Perſon eines Haushaltes wird
1 Vfund abgegeben. Der Verkaufspreis beträgt für loſeWare 78 Pf., für ſepeche Ware 80 Vf. für das Pfund.

Die Käufer find verpflichtet, bei denjenigen Verkäufern den
Kunſthonig. einzukauſen, bei welchen ſie für den Bezug
von Kolonialwaren in die Kundenkliſte eingetragen ſind.
Der Verkauf erfolgt unter Abtrennung der Marke 345 des
Warenbezngſcheines 23.

Halle, den 24. Jnni 1919. Der Magiſtrat.
Städtiſcher Verkanf van Roßſſeiſch n. Roßzwurßronferven
in der Talamtſchule, am Mittwoch, den 25. Jnni.
gelaſſen zum Einkauf werden die Inhaber der Nummern
der Lebensmittelſcheine 8001-10000, vormittags von 8 bis
12 Uhr, und die Jnhaber der Nummern 10001--13 000, nach-
mittags von 2—6 Uhr. Gegen Vorlage des Lebensmittei
ſcheines kann an Haushalte mit einer Perſon i Kilo-Doſe,vo Preiſe von 5,50 Mark, mit zwei bis vier Verſonen 1 Kilo

oſe zum Vreiſe von 11, WMark, mit fünf bis acht Perſonen
eine 2 Kilo-Doſe zum Preiſe von 22, Mark, für weiterevier Perſonen noch eine 14ilo- Doſe zum Preiſe von 11 Mark
abgegeben werden. Die Roßſteiſch- und Roßwurſtkonſerven
ſind auf dem ſtädtiſchen Schlacht und Viehhof und unter
ſtädtiſcher Aufſicht hergeſtellt worden.

Halle, den 24. Juni 1919.
CEemüſeksuferven.

Diejenigen Haushalte, die ſich ſ. Zt. bei einem Klein

Der Magiftrat.

händler zum Einkauf von Gemüſekonſerven nicht an-
gemeldet baben, alio die Warenbezugmarke Nr. 316 des
Warenbezugſcheines s Nr. 21 noch beſitzen, können Gemüſe
konſerven in nachſtehende n Geſchäften eintaufen: Alfred

Pott el Vroskowſti, Gr. Ulrich
Leipzigerſtr. 2, Gebr. Zorn,

Gr. Steinſtr. 9. Beim Einkauf ſind die Warenbezug
d marken Nr. 316 des Warenbezu i ſcheines Nr. 21 und Nr. 333
des Warenbe zugſcheines Nr. 22, alſo beide Marken, ab-

zugeben. Diejenigen Kleinhändler, die noch Gemüſe
konſerven, und zwar geſchn. Karotten und Weißkohl frei
bändig verkaufen wollen. können ſich einen Bezugſchein im
Stadtern näbrunee amt, Marktplatz 22, Zimmer 11, ausſtellen
laſſen. Die Friſt zum Umtauſch von Gemüſ ekönſerven in
bomdiertem (getri ſedenem) oder unbrauchbarem Zuſtande

wird noch bis zum 1. Juli verlängert.
Halle, den 24. Juni 1919. Der Magiſtrat.
Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche

Kundenliſten eingereicht haben, werden hierdurch auf-geſordert, bei den von ihnen gewäht ten Großfirmen, die
in dieſer Woche zum Verkauf gelangenden Granpen undHaferflocken am Miliwoch, den 25. und Donnerstag, den

26. Juni abzuholen.

Halle, den 24. Juni 1919. Der Magiſtrat.

Rohgfteiſch und Fleiſchwarenverkauf
finder am 24. Juni bei Hoffmann, Brühbl 6, nach-
mittags von 23 Uhr, auf die Ordnungénummern 201 bis
300, nachmittags von 3--4 Uhr auf die Erdnungsnummern
301 400 ſtatt. Ein Auſpruch auf eine beſtimmte Art von

Fleiſch beſteht nicht. *1374Merſeburg, den 23. Juni 1919.
L. A. I. 592/19. Das ſtädtifge Lebensmittelemt.

Ausgabe von Butter
am Sonnabend, den 28. Juni. Es werden zugeteilt: Auf

de Stadtfettmarke 60 Gramm Butter zum Preiſe von
2 Pf. und auf jede Zuſatzfettmarke (mit dem Aufdruck K

und 50 Gramm Butter zum Preiſe von 43 Pf.
Merſeburg, den 23. Juni 1919. *1374

L. A. II. 1768/19. Das äüdtiſche Ledensmittelamt.
Dienstag, den 24. Juni, nachmittags 5 Uhr Entgegen-nahme von Veſtelu asen auf verſchiedene Waren im

Sitzungszimmer der ſtädt. Sparkaſſe.

Merſeburg, den 23. Juni 1919. *1374

Zu-

Se Merseburg, [SS S J

Ansgade von Kirſchen
auf Abſchnitt 100 neuen Lebensmittelhefte Nr. 1--400
vom Dienstag, den 24. Juni 1919, I itleas 10 Uhr ab,in der Gelee Karl Rauch, Markt 1

Auf den Kopf der Bevölkerung wird oreit der Vorrat

zurzeit reicht, 1 Pfd. Kirſchen zum P Preiſe von 75 Pf. ver
abfolgt. Der Verkauf wird je nach Eingang der Kirſchen ör
fortgeſetzt. Beſondere Bekanntmachung folgt.

*1374Merſeburg, den 23. Juni 1919.
Zu L. A. II. 1770/19. Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.

Anmeldung auf geſtochenen Brenutorf (Torſziegel).
Der iſt ein ſreibleibendes Angebot auf

eſtochenen Brenntorf (T orſzieged zugegangen. Der Preis
tellt ſich vorausſichtlich auf 8 Mk. für den Zentner un
verdindlich.

Der Brenntorf ſtammt aus norddentſchen Stichmooren
und iſt nicht zu verwechſeln mit Naßpreßſteinen ans dem
mitteldeutſchen W W Der Bezug des Brenn-
torfes iſt zunächſt noch markenſrei. Die Lieferung kann
ſofort erſokgen, wenn ſeitens der Eiſenbahn die erforder-lichen Wagen geſtellt werden. Anmeldungen werden bis
Mittwoch, den 25. Juni, nachmittags 1 Uhr, im Rathaus2 Treppen, Zimmer 18, entgegengenommen.

Merſeburg, den 21. Juni 1919. *1374
Zu L. A. II. 1740/19. Der Magiſtrat.
Amtliche Annahme- und Verkaufsſtelle für Altleder

und getragene Schuhwaren
Merfſeburg, Karlſtraße 4 (Fernſpr. 591) Mittwoch, den
25. Juni 1919, vormittags von 9--12 Uhr, Annahmetag.

Dort werden auch getragene Kleidung und Wäſche
ſtücke gegen angemeſſene Bezahlung angenommen.

A. 439/19. *1374 Der Magiſtrat.
Bolzvrunſte,

wirklich gnute, ſchmalzartige Ware, nicht eintrocknend,hell und untel, liefert jedes Quantum ſofort ab Lager

er
Einfuhr- und Handelsgesellsohaft m. b. H..

Königſtraße 70. Fernruf 3425. 1746

Zigaretten
aus reinem Tabak verkauft zu mäßigen Preiſen

Wirte und Kantinen
ar Valther, Halle-Tretha, e 55.

S Ziegretten S
ne Mundstück, p. Mille 220 T
Prohehundert 25 Mk. gegen Nachnahme. *1380

Verm. e W v 1
Efn ordentlicher älterer Mann

wird zur Hausarbeit geſucht.

e 27.Kindergarten Kl. Valſſtaße 7
Junge Mädchen unter günſligen Bedingungen o

Lernende geſucht. Flür gute Stellung wird geſorgt.
s

Gade Peltzuh- Bitter (D. S P. D)

ſucht zum baldigen Antritt, einen *1379

Parteisekretär
für Organiſation und Agitation im Kreife. Reflektiert

auf eine erſte Kraft, redneriſche Befähzt km
rganiſatioystalent Bedingung. Bisherige Tätigk t

er Arbeiterbewegung iſt anzugeben.i ſind bis zum 15. Juli 1919, an
Unterzeichneten einzureichen.un Haufen Bitterfeld lernen.

L

Zimmer und Hausmädchen
in großer Anzahl für Halle und Harzbäder geſucht. “1349

ätät. Arheltgam,
ſtraße 2.

Stenotvpistinnen
und e Rontoristinnen 2

vermittelt koſtenlos *1350

h

Aun Ampeltmmi, üitgnntnn e Iu il
Tüchti er Feuerſchmied

r Kutſchwagen baubei ſehr pob. Lohn m. Ausſicht auf Meiſterpoſten ſof. geſ.

Zander, Döbeln i. Sachsen.

Jungele élelmachet,

die als Kaſtenmacher ausbilden wollen, bei hohem Lohn
ſofort geſucht. Gelegenheit zum Ausvilden im Plan-
zeichnen wird gegeben. Vergütung der Reiſeſpeſen. “1325

Wagenfabrik Zander, Döbeln Sa.

Junger Jungesanſtändiges Hausmädchen

Bäckergeſelle, evor Lande ſof. od. ges
*1382 Brunoswarte

welcher ſelbſtändig arbeiten
kann, ſucht ſofort Stellung.
53 erfragen bei E. Kirchner,
titterode (Südharz). 1373

aure er, Arbeiter und
Tauſchezweiſchläfrige Veuftere mit

t. Hahofsky, Saalfeld a, S. I. 4, I. 1771/19. Das Zädtiſche Lehensmittelamt.
WMaurer,

43immierer ſucht

en un arten
for Vereine u. Ooeollecha enzur Veranstaltung v. a
festen und Vereinsvergno
betende temtzae a

r och reBtabi. Preuaalern Berg,
Liebenauerstr. 4. 21388

n

Vereins-
Anzelger.
Erſcheint jeden Dienstag

und Freit hresbeitrHer e. datg es veltras

[iaiis Sen]
Arbeit SängerChor

reitag, den 27. Juni.abds. 8Ubr, im Bolkspark:
be singestund e,
fralen- ünd Hecchenchor.

Jeden, Mittwoch, *9 Uhr,
im Volksvarkha Singeſtunde. Ka

Turnverein Fichte
Vereinslokal: Volkspark.
Turnſtunden finden ſtatt
Männer- Abteilung Norden

Dienstags und Freitags von
8 bis 10 Uhr.

Turnerinnen Abteiiung:
Mittwochs v. 8 bis 10Oberrealſchule, Staudeſtra e

Aer Mittwoch von 5 AinnShlekinnen bteilung:
Donnerstag, von 5--7 Uhr.

Volkspark Turnhalle.
Männer- Abteilung Süden:
Montags u. VDonnerstags

von 8 bis 10 UhrEchnler Abteliung: Mitt
woch von 5--7 Uhr.
e W Liebenauer

Dorm. von 7
bis 10Turnen un Spiele auf dem
Soandanger.
Freunde u. Gäſte willkommen.

Arbeiter BRadſahrer-Bund
Solidarität (Ortsgruppe

reitag 27. Juni, abds.7 Ubr, i. d. Go enen Kette
(Bögel) Alter Markt: Mit
gliederVerſammiung.

Das Erſcheinen ſämtlicher
Mitglieder erwünſcht

Der Vorſtand.
Touristen- Verein

„Die NMuturfreunde,“
hereinsſorat: Riebeckbrän,

n den 24. JuniTreffen im aurfregdedaus.
Sonntag, den 29. Juni:S anderuns an den ſüßen
t Abmarf Sonnabenabds. 7 3ää der Valeiie;

rücke.
2. Abmarſch: Sonntag,

früh 6.30, von der Peißnitz
brüchke.

Mandolinen-Firkei Froh
ſinn, Halle.

Jeden Dienstag und Frei-
tag Uebungsſtunden i. Reſtau
e z. Plauderecke, Auguſta

ra
Jeden Freitag 1,u. I5. t pat. ereins

abend dafelb en 29.
Sonntag, Junti:Ausflug näch Bitkterfeld, verbunden mit Konzert u. Baül.

Abfahrt Uhr morgens nach
BitterfeldAüſeitiges Erſcheinen er
wünſcht Der Vorstand
l. Athletenkluh von e

ja Halle a Saale.
Pereinslokal: Gold. Kette,Sonnabend: Uebungsſtunde.
Jeden Sonnabend nach dem 1.

Verſammlung.
Atſch. BuchbinderVerb.

Freitag, 27. Jnni, finden
die Wahlen zum Verbands
tage in der Weiſe, wie zum
Gewerkſcha r att7 t
[Ammendorr]
Arbeiter Geſangverein
Ammendorf und inn.
Dienstag, abends 8 Uhim Bahnhofs karte

Singestunde.
Der Vorſtand.

[ersevurg.
Gewerkſchafts-Kartel

Merſeburg.
Jeden 1. Z3unerzias tm

Monat, abends 7 Uhr:Sitzung im Thüringer Hof,
Der Vorſtand.

Fisieben.
Geſangverein Hoffnung.

Sonnta vormitt. 8 Uhr
bei Feſſel: 8Singestunde.,

Ueiunz, Hohenthurm. Burgſgtze 32.
u gegen gebensmit v 3
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